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Solveig Schuster

Vorwort

Liebe VAMV-Mitglieder, liebe Alleinerziehende,
liebe Leser und Leserinnen,

schon viel zu lange reden wir in Deutschland
iber die ungleiche Bezahlung von Mannern
und Frauen, den Equal Pay Gap, der seit vielen
Jahren bei liber 20 Prozent liegt. 2011 wurden
wir durch eine Untersuchung des Bundes-
familienministeriums zum Gender Pension Gap
aufgeriittelt: Frauen erhalten knapp 60 Prozent
weniger Rente als Manner durch eigenstandig
erworbene Anspriiche. Auch bei Beriicksichti-
gung von Hinterbliebenenrenten liegt die Ren-
tenliicke noch bei durchschnittlich 42 Prozent.

Ursache fiir die Rentenliicke sind zumeist die
Erwerbsbiographien von Miittern: Familienbe-
dingte Erwerbsunterbrechungen, ungeniigende
Vereinbarkeit, Niedriglohne, der Gender Pay
Gap, Minijobs und dementsprechend kleinere
Einkommen fiihren dazu, dass nur geringe
Beitragszahlungen in die Rentenversicherung
geleistet werden konnen. Neun von zehn Allein-
erziehenden sind Frauen, das Thema ist fiir uns
sehr wichtig und es drangt.

Die Alterssicherung beruht bei uns in
Deutschland auf drei Sdulen: der gesetzlichen,
der betrieblichen sowie der privaten Alters-
vorsorge. Die Absenkung des gesetzlichen
Rentenniveaus zugunsten der Verlagerung hin
zur privaten Altersvorsorge ist seit langem
beschlossene Sache: Bis 2030 wird das Renten-
niveau auf 43 Prozent sinken. Selbst Norbert
Bliim, bekannt fiir seinen Slogan,Die Rente ist
sicher”, kritisiert inzwischen, dass diese massive
Absenkung die Rente in die Nachbarschaft der
Sozialhilfe bringe. Ohne private Altersvorsorge
geht also nichts, um im Alter jenseits von Armut
zu leben. Fiir fast die Halfte der Alleinerziehen-
den ist eine private Altersvorsorge aber nicht
finanzierbar. Es ist davon auszugehen - und das
ist fiir den VAMV mehr als besorgniserregend -
dass insbesondere Frauen, die in ihrem Leben
eine Phase des Alleinerziehens erleben, liberpro-
portional von Altersarmut betroffen sein werden.

Mit dieser Tagung haben wir die Frage
aufgeworfen: Wie kann im Rentensystem gegen-
gesteuert werden, um die eigenstandige Alters-
sicherung von Frauen zu starken?

Dr. Richard Ochmann vom IGES hat in
seinem Vortrag Ergebnisse der Gesamt-
evaluation ehe und familienbezogener Leis-
tungen zu Familien in der Alterssicherung
vorgestellt. Kinderziehungszeiten, Kinder-
beriicksichtigungszeiten, Kinderzulagen
sollen erziehungsbedingte Erwerbsunterbre-
chungen in der Rente auffangen. Sie tragen
zur wirtschaftlichen Stabilitdt von Familien
bei, auch in Einelternfamilien. Das bedeutet
aber noch lange nicht, dass diese Familien
im Altern jenseits von Armut leben werden,
zeigte der Vortrag von Ulrike Schmalreck.
Die Rentenreformen der vergangenen Jahre,
die Verlagerung hin zu privater Vorsorge
verstarken das Risiko von Alleinerziehenden,
im Alter in Armut leben zu missen.

Gibt es gute Beispiele? In einem Work-
shop haben sich die Teilnehmenden intensiv
mit dem solidarischen Rentensystem
der Schweiz auseinandergesetzt. Der Ver-
sorgungsausgleich, der mit einer Scheidung
durchgefiihrt wird, war Gegenstand eines
weiteren Workshops. Raum fiir individuelle
Fragen zur eigenen Rente bot ein Workshop
mit einer Beraterin der Deutschen Renten-
versicherung, die den Teilnehmenden prak-
tische Tipps gab. Diesen Workshop haben
wir aus Datenschutzgriinden nicht doku-
mentiert, konnen aber sehr empfehlen, die
Beratungsangebote der Rentenversicherung
wahrzunehmen.

Ich wiinsche allen eine anregende Perspek-
tive zu dem gesellschaftlich wichtigen
Thema Alterssicherung in Einelternfamilien,
auch im Sinne jeder/jedes Einzelnen.

Solveig Schuster
Bundesvorsitzende des Verbands
alleinerziehender Miitter und Viiter
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Alterssicherung in Einelternfamilien
VAMV-Fachtagung 5. bis 7. Juni 2015 in Homburg/Saar

Im Jahre 2011 bezifferte das Bundesmi-
nisterium fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend (BMFSEF]) erstmals die Liicke
bei den eigenstidndig erworbenen Renten-
anspriichen. Der so genannte Gender
Pension Gap liegt mittlerweile bei knapp
60 Prozent — Frauen erhalten also knapp
60 Prozent weniger Rente als Mdnner
durch eigenstindig erworbene Anspriiche.
Selbst inklusive abgeleiteter Anspriiche
(Hinterbliebenenrente) liegt die Renten-
liicke noch durchschnittlich bei 42 Prozent.

Ursache fiir eine solche Rentenliicke
sind zumeist familienbedingte Erwerbs-
unterbrechungen, ungentigende Verein-
barkeit, Niedrigléhne, der Gender Pay Gap,
Minijobs und dementsprechend kleinere
Einkommen und weniger Versicherungs-
jahre. Insbesondere Frauen, die in ihrem
Leben eine Phase des Alleinerziehens erle-
ben, werden vermutlich tiberproportional
von Altersarmut betroffen sein.

Die Alterssicherung beruht auf den drei
Sdulen gesetzliche, betriebliche und private
Vorsorge. Inwieweit tragen sie dazu bei,
das Risiko im Alter arm zu sein, fiir Allein-
erziehende zu senken? Die Absenkung
des gesetzlichen Rentenniveaus wird ab-
sehbar dazu fithren, dass — ohne erginzen-
de MaRRnahmen in Sachen Altersvorsorge —
Alleinerziehende im Alter keine existenz-
sichernden Rentenanspriiche erworben
haben werden. Die Verlagerung hin zur
privaten Altersvorsorge ist fiir Allein-
erziehende aber meist nicht finanzierbar,
nur 45 Prozent haben diese. Und selbst
mit privater Altersvorsorge geben Allein-
erziehende im Schnitt mit 52 Euro im
Monat deutlich weniger aus als Eltern in
Paarbeziehungen mit 130 Euro, so dass die
Existenzsicherung im Alter trotzdem
gefdhrdet ist. Weiterhin erwerben Frauen
auch in der betrieblichen Altersvorsorge
durchschnittlich weitaus weniger Renten-
anspriiche als Médnner. wonach die lang-
fristigen Risiken der Altersarmut nach wie

vor einseitig bei den Miittern, und noch
verschéarfter bei den alleinerziehenden
Miittern liegen, weil neun von zehn Allein-
erziehenden Miitter sind.

Mit der Fachtagung das Rentensystem
und damit einhergehend die Renten-
sowie die Arbeitsmarktpolitik aus Sicht
von Alleinerziehenden reflektieren. Die
Auswirkungen der Verdnderungen im
Rentensystem auf die Alterssicherung von
Alleinerziehenden sollen identifiziert und
mogliche Alternativen ndher beleuchtet
werden, die einer drohenden Altersarmut
entgegenwirken kénnen. Im Mittelpunkt
stehen dabei die Diskussion und das
Beantworten der Frage, was die Voraus-
setzungen sind, Frauen — und besonders
Alleinerziehenden - eine eigenstindige
Existenzsicherung bis ins Alter méglich zu
machen. Vortrige aus den einschligigen
Professionen und Erfahrungen aus der
Praxis sollen dazu beitragen, den Diskurs
zu pointieren und die Analyse und
Entwicklung der Politikformulierung des
VAMV voranzutreiben.
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Elke Ferner

GrufBwort

Elke Ferner,

Parlamentarische Staatssekretarin bei der
Bundesministerin fiir Familie, Senioren,

Frauen und Jugend

Liebe Bundes- und Landesvorsitzende des
VAMYV, liebe Frau Schwab und Frau Nikaes,
sehr geehrter Herr Staatssekretdr Kolling,
sehr geehrte Frau Becker,

sehr geehrte Damen und Herren,

Veranstaltungen im Saarland sind fiir
mich Veranstaltungen in der Nachbar-
schaft. Danke fiir die Einladung; ich bin
wieder sehr gern zu Ihnen gekommen.
Aber nicht nur, weil Sie Thre Fachtagung
zum Thema ,Alterssicherung in Eineltern-
familien“ in mein Heimatland gelegt
haben, sondern vor allem, weil ich den
VAMYV seit vielen Jahren begleite und sein
Engagement fiir alleinerziehende Miitter
und Viter unterstiitze.

Vor zwei Jahren habe ich bei der Fach-
tagung des VAMV gesagt, das die tiber-
durchschnittliche Familienarmut in Ein-
elternfamilien schlicht ein Skandal ist.
Das sehe ich noch immer so. Die Erwerbs-
quoten von Frauen und Madnnern ndhern
sich zwar an - auch weil wir viele Ver-
besserungen bei der Vereinbarkeit erreicht
haben. Aber Alleinerziehende haben nach
wie vor ein hoheres Armutsrisiko. Sie
haben weniger Einkommen zur Verfii-
gung als Paarfamilien. Das gilt fiir Mdnner
und fiir Frauen, aber besonders fiir allein-
erziehende Miitter. Neun von zehn Allein-
erziehenden sind Frauen!

Gerade alleinerziehende Miitter arbei-
ten tiberdurchschnittlich hiufig im Nied-
riglohnsektor und in instabilen, befTriste-
ten Beschiftigungsverhiltnissen. Rund
40 Prozent haben weniger als 1.300 Euro
netto monatlich zur Verfiigung. Das heif3t
fiir den Alltag: Sie haben nicht nur weniger
Geld im Portemonnaie, sondern kénnen
auch deutlich weniger sparen. Alleiner-
ziehende legen durchschnittlich nur rund
50 Euro im Monat privat zurtiick, Eltern
aus Paarfamilien 130 Euro. Wer weniger
verdient, bekommt weniger Rente, kann
privat schlechter vorsorgen und tragt des-
halb im Alter ein héheres Armutsrisiko.
Ich bleibe dabei: Das ist ein Skandal.

Der Unterschied zur Fachtagung 2013,
als ich zuletzt beim VAMV gesprochen
habe, ist: Es gibt zwar immer noch viele
Baustellen, aber wir haben uns politisch
auf den Weg gemacht, die Situation von
Alleinerziehenden zu verbessern. Wir
erkennen die Vielfalt von Familie nicht
nur an, wir unterstiitzen die Vielfalt von
Familie auch praktisch.

Wir haben:

- den Mindestlohn eingefiihrt,

- den Ausbau der Kinderbetreuung
weiter vorangetrieben

— das Elterngeld weiterentwickelt zum
ElterngeldPlus,

— dafiir gestritten und erreicht, dass
der Entlastungsbetrag fiir Allein-
erziehende nun endlich erhéht wird.

Wir arbeiten an:

— einer gesetzlichen Regelung, um
Lohngerechtigkeit fiir Frauen und
Maéanner durchzusetzen,

- und an der Umsetzung der ,solida-
rischen Lebensleistungsrente”, die
im Koalitionsvertrag festgeschrieben
ist und die gerade Geringverdienen-
den, die Kinder erzogen haben, zu
Gute kommen wird.

Mir ist klar, dass noch eine weite
Strecke vor uns liegt. GleicheRechte2016!
Sie wissen auch, dass es in jeder Regie-
rung die einen gibt, die mehr wollen,
und die anderen, die am liebsten gar
nichts machen wiirden. Wir im Bundes-
familienministerium kdmpfen fiir die
Alleinerziehenden, das konnen Sie mir
glauben.

Die Einfithrung des Mindestlohns ist
gerade fiir Alleinerziehende wichtig, weil
sie iiberdurchschnittlich hiufig im Niedrig-
lohnsektor tétig sind. Es profitieren

zum Beispiel diejenigen davon, die in der
Gastronomie oder im Einzelhandel oder

in Call Centern arbeiten. Und wer kiirzlich
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im Fernsehen den Beitrag tiber die Spargel-
stecher in Mecklenburg-Vorpommern
gesehen hat, weil3, dass der Mindestlohn
auch die Lohne in den dariiber liegen-
den Lohngruppen nach oben schiebt.

Ich finde, das ist eine gute Entwicklung.
Wenn sich das fortsetzt und durchsetzt,
macht sich das zuerst im Portemonnaie
und dann auch bei der Alterssicherung
bemerkbar.

Die Lohnliicke und die daraus entste-
hende Rentenliicke zwischen Midnnern
und Frauen kommen aber nicht nur von
Niedriglohnen. Bei gleicher Qualifikation
und Position verdienen Frauen brutto
pro Stunde im Schnitt weniger als Min-
ner — einfach weil sie schlechter bezahlt
werden. Das ist ungerecht — und das ist
Unrecht. Denn wir haben das Prinzip:
Gleicher Lohn fiir gleichwertige Arbeit.

Mit unserem Gesetz zur Lohngerechtigkeit
wollen wir diesem Prinzip fiir Frauen
starker zur Geltung verhelfen. GrofRRe
Unternehmen sollen regelméRig berich-
ten miissen, was sie fiir Lohngerechtigkeit
tun. Wir wollen einen individuellen Aus-
kunftsanspruch schaffen, damit jede und
jeder erfahren kann, nach welchen Krite-
rien die eigene Tatigkeit eingestuft wird.
Und wir werden Regeln fiir verbindliche
Verfahren aufstellen, nach denen Unter-
nehmen Entgeltdiskriminierung erkennen
und beseitigen konnen. Mit diesen Verfah-
ren kénnen Losungen fiir den ganzen
Betrieb gefunden werden. Dann muss nicht
jede einzelne Frau extra klagen.

Faire Einkommensperspektiven fiir
Frauen und Ménner im Lebensverlauf sind
ein klassisches Thema der Gleichstellungs-
politik. Wir diskutieren seit Jahrzehnten
dartiber. Ich spreche das hier an, weil
Gleichstellungspolitik auch Politik fiir Allein-
erziehende ist. Umgekehrt muss Politik
fiir Alleinerziehende auch Gleichstellungs-
politik sein. Zumindest solange, bis die
Ménner beim Anteil an den Alleinerzie-
henden aufgeholt haben.

Politik fiir Alleinerziehende muss natiir-
lich auch und vor allem Familienpolitik
sein. Wir haben zum 1. Januar das Eltern-
geldPlus eingefiihrt. Bald wird es ernst
damit; denn die neuen Regelungen gelten
fiir Geburten ab dem 1. Juli. Eine Verbes-
serung zum Elterngeld ist, dass die Eltern-
zeit jetzt flexibler ist. Bis zu zwei Jahre
Elternzeit kénnen bis zum 8. Lebensjahr
des Kindes genommen werden, also

zum Beispiel dann, wenn ein Kind in die
Schule kommt und deshalb mehr Zeit und
Unterstiitzung bendtigt. Wir wollen mit
dem ElterngeldPlus eine partnerschaftliche
Aufteilung von Familie und Beruf unter-
stiitzen. Wenn beide Elternteile zwischen
25 und 30 Stunden pro Woche arbeiten,
erhalten sie einen Partnerschaftsbonus -
ndmlich weitere vier Monate Elterngeld
Plus. Und lassen Sie sich von dem Wort
~Partnerschaftsbonus“ nicht irritieren:
Alleinerziehende konnen diese vier zusdtz-
lichen Monate ElterngeldPlus bei gleich-
zeitiger Teilzeitarbeit ebenfalls bekom-
men. Alleinerziehende haben beim Eltern-
geldPlus die gleichen Moglichkeiten.

Frau Schwesig und ich haben auch
erfolgreich dafiir gestritten, dass Alleiner-
ziehende beim grofRen Familienpaket,
das gerade in Bundestag und Bundesrat
beraten wird, nun deutlich besser gestellt
werden. Endlich wird der Entlastungs-
betrag fiir Alleinerziehende, der seit 2004
nicht erhoht wurde, um 600 Euro ange-
hoben. Damit steigt er nach 11 Jahren
Stillstand um fast 50 Prozent. Zusitzlich
haben wir eine Staffelung nach der
Kinderzahl erreicht. Die Gesamtevaluation
hatte gezeigt, dass Alleinerziehende mit
mehreren Kindern nur in geringerem Aus-
mafR vom bisherigen Entlastungsbetrag
profitieren. Mit der Staffelung erreichen
wir diese Familien nun besser.

Durch die Erhéhung des Entlastungs-
betrags hat zum Beispiel eine alleiner-
ziehende Biirokauffrau mit 2.500 Euro
Bruttoeinkommen nun 15 Euro im Monat
mehr in der Tasche. Hinzu kommen das
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erhohte Kindergeld und die Steuerentlas-
tung aus ihrem eigenen Grundfreibetrag,
der ebenfalls um fast 300 Euro erhoht
wird. Die eine oder andere Alleinerziehen-
de profitiert zusétzlich von der Anhebung
des Kinderzuschlags, der um 20 Euro im
Monat steigen soll.

Ich weif3, dass der VAMV sich mehr
wiinscht — gerade die Dynamisierung des
Entlastungsbetrags ist ein wichtiger
Punkt oder die bessere Berticksichtigung
im Kinderzuschlag. Ich weif aber auch,
was politisch moglich, was durchsetzbar
war. Und das haben wir erreicht. Darauf
bin ich auch stolz. Was nicht heift,
dass wir die offenen Baustellen nun dicht
machen.

Ich glaube, dass sich die Versorgungssitu-
ation von Alleinerziehenden im Alter in
Zukunft deutlich verbessern wird. Heute
sind immer mehr Frauen - auch Allein-
erziehende - berufstitig. Zwei Drittel der
Alleinerziehenden sind erwerbstitig, im
Schnitt 29,5 Stunden in der Woche. Und
Erwerbsunterbrechungen von Frauen
werden immer kiirzer. Der Mindestlohn
und die Perspektive ,Gleicher Lohn fiir
gleichwertige Arbeit” werden zu hoheren
Einkommen fiihren.

Verbesserungen ergeben sich auch
durch die Anrechnung von Kinder-
erziehungszeiten und Kinderberticksichti-
gungszeiten im Rentensystem. Hier hat es
in den letzten 30 Jahren starke Verbesse-
rungen gegeben, die sich kiinftig nieder-
schlagen. Wenn zudem von dem Angebot
der staatlichen Férderung zusitzlicher
privater Vorsorge Gebrauch gemacht wird,
werden sich Unterschiede in der Gesamt-
versorgung zwischen Mdnnern und Frauen
und zwischen Paarfamilien und Allein-
erziehenden langfristig angleichen.

Aber wir miissen an dieser Stelle wei-
termachen. Im Koalitionsvertrag haben
wir uns auf eine weitere Mafdnahme ver-
stdndigt: die ,,solidarische Lebensleistungs-
rente®.

Sie kommt vor allem Geringverdienern
und Menschen zugute, die Angehorige
gepflegt und Kinder erzogen haben. Mit
einer solidarischen Lebensleistungsrente
sollen ab dem Jahr 2017 niedrige Versi-
chertenrenten auf bis zu 30 Entgeltpunkte
angehoben werden. Auf diese Weise sollen
Lebensleistung und langjahrige Beitrags-
zahlung in der Sozialversicherung beson-
ders honoriert werden. Vielleicht laden
Sie mich ja 2017 wieder ein. Dann werde
ich Thnen berichten, was fiir die Allein-
erziehenden herausgekommen ist.

Eine alte Regel in der Familienpolitik
lautet: Familien brauchen Geld, Infra-
struktur und Zeit. Ich habe jetzt viel iber
Geld gesprochen. Infrastruktur und Zeit
liegen gerade bei Alleinerziehenden ganz
eng beieinander. Wenn es ein gut ausge-
bautes Angebot an Kinderbetreuung gibt,
haben Alleinerziehende direkt mehr
Zeit. Zeit, um zu arbeiten und Geld zu ver-
dienen. Aber hoffentlich auch ein bisschen
mehr Zeit fiir sich selbst.

Der Bund hat im letzten Jahr ein drittes
Investitionsprogramm fiir den Betreuungs-
ausbau aufgelegt. Da ist in den letzten
Jahren enorm viel passiert. Es gibt den
Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz
ab dem vollendeten ersten Lebensjahr.
Bund, Linder und Kommunen haben in ge-
meinsamer Anstrengung fast 300.000 Plitze
geschaffen. Jetzt geht es um sogenannte
Randzeiten, also um Kinderbetreuung fiir
Eltern, die im Schichtdienst oder zu unge-
wohnlichen Zeiten arbeiten. In Krankenhéu-
sern, bei der Polizei oder auch im Einzel-
handel. Unter den Menschen, die Schicht-
arbeit leisten, sind viele Alleinerziehende.

Alleinerziehende profitieren vom
Ausbau der Infrastruktur. Und es geht um
die Qualitdt von Kinderbetreuung. Wir
haben gemeinsam mit den Lindern einen
Prozess gestartet, im dem wir uns gemein-
sam darauf verstindigen wollen, welche
Qualitétsziele wir bundesweit wollen, wie
wir sie erreichen und finanzieren kénnen.
Auch dazu kann ich 2017 mehr berichten.
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GruBBwort - Elke Ferner

Zeit, Geld, Infrastruktur: Dazu kommt
etwas ganz einfaches — Wertschitzung.
Eine Frau, die drei Kinder allein erzieht
und Vollzeit arbeitet, hat zur Erh6hung des
Entlastungsbetrags fiir Alleinerziehende
auf Facebook geschrieben: ,Ich freue mich,
dass es auch eine Wertschidtzung und Aner-
kennung fiir die wahnsinnige Leistung

von alleinerziehenden Mittern und Vitern
ist.“ Ja, wir erkennen die Leistung von
Alleinerziehenden an.

Alleinerziehende sind Familie; Sie sind
stark, Sie sind viele. Wir haben uns
politisch auf den Weg gemacht, um Allein-
erziehende finanziell zeitlich zu entlasten.

Ich bitte Sie: Begleiten Sie uns im
VAMYV auf diesem Weg! Begleiten Sie uns
kritisch, wie wir das von Thnen gewohnt
sind. Aber unterstiitzen Sie uns auch dort,
wo wir Thre Unterstiitzung brauchen.

Fiir heute wiinsche ich Thnen eine erfolg-
reiche Fachtagung.

Den Landesverband Saar mochte ich zu
40 Jahren engagierter Arbeit und Einsatz
fiir Alleinerziehende begliickwiinschen!
Gerne widre ich der Einladung gefolgt, mit
Thnen zu feiern, kann aber leider nicht so
lange bleiben.

Ich wiinsche Thnen und allen Delegierten
und Gisten eine schone Jublidumsfeier

heute Abend!

Alles Gute - bis zum ndchsten Mal!



GruBwort

Stephan Kolling

Stephan Kolling, Staatssekretar im saarlan-
dischen Ministerium fiir Soziales, Gesundheit,

Frauen und Familie

Sehr geehrte Frau Schwab,
Sehr geehrte Frau Ferner,
sehr geehrte Damen und Herren,

Ich bedanke mich fiir die Einladung zu
Ihrer Fachtagung, der ich in Vertretung fiir
Frau Ministerin Monika Bachmann sehr
gerne nachgekommen bin und deren herz-
liche GriiRRe ich Thnen iiberbringen darf.

Zum wiederholten Male organisiert
der saarldndische Landesverband des
VAMV den Bundeskongress IThres Gesamt-
verbandes im Saarland.

Vor etwas tliber zwei Wochen war das
Saarland ebenfalls Veranstaltungsort
einer bundesweit bedeutsamen Tagung:
Die Jugend- und Familienminister aller
16 Bundeslidnder und die Bundesfamilien-
ministerin Frau Schwesig veranstalteten
ihre jdhrliche Konferenz im Saarland, in
Perl. Im Rahmen dieser JFMK-Konferenz
setzte sich das Saarland fiir eine verstiarkte
Unterstiitzung Alleinerziehender ein:
Wir haben vorgeschlagen, es nicht bei
einer reinen Erh6hung des steuerlichen
Entlastungsbetrags Alleinerziehender
zu belassen, sondern einen einheitlichen
Betrag festzulegen, der von der Steuer-
schuld abgezogen wird. Unabhéngig da-
von, wie viel Sie als Alleinerziehende ver-
dienen, soll Ihnen ein fester Geldbetrag
an Steuern erlassen werden. Somit hdtten
Sie zu Beginn des Monats einen kalkulier-
baren Betrag mehr im Geldbeutel, mit
dem Sie Thre Mehrbelastungen als Allein-
erziehende ausgleichen koénnten.
Daneben haben wir in Perl auch vor-
geschlagen, den Unterhaltsvorschuss einer
Priifung zu unterziehen und den Kinder-
zuschlag fiir Alleinerziehende besser
nutzbar zu machen. Die JEMK begriifit die
beabsichtigte Reform des Wohngeldrechts.
Die hier vorgesehene Neuausrichtung
des Freibetrags fiir Alleinerziehende be-
ricksichtigt deutlich die Mehrbelastungen
durch die alleinige Pflege, Sorge und
Erziehung von minderjdhrigen Kindern.

Sie beschiftigen sich im Rahmen Thres
diesjdhrigen Bundeskongresses mit der
LAlterssicherung in Einelternfamilien®.
Steuerliche Entlastung, der Ausbau be-
darfsorientierter Kinderbetreuung und
gezielte Ausbildungs- und Weiterbildungs-
angebote — damit Alleinerziehende nicht
nur angemessen fiir ihre Kinder, sondern
auch fiir ihr eigenes Alter sorgen konnen,
scheinen mir dies wichtige Schritte in
die richtige Richtung zu sein.
Familienpolitik als Querschnittspolitik
reicht indes tief in die Sozialpolitik, in
die Renten-, Arbeitsmarkt- und Gesund-
heitspolitik, aber auch in die Finanz-,
Wirtschafts- und Bildungspolitik hinein.
Der Blick auf die besondere Situation und
den beachtlichen Bedarf Alleinerziehen-
der muss in alle Ressorts hinein getragen
werden.

Als Familienpolitiker setze ich meine
Kraft dafiir ein, die Handlungskompetenz
und Eigenverantwortlichkeit der Familien
zu stirken und giinstige Rahmenbe-
dingungen fiir Familien zu schaffen. Ich
mochte die gesellschaftliche Anerkennung
von Familien férdern. So vielfdltig Familien
heute sind, so unterschiedlich sind ihre
Unterstiitzungsbedarfe. Einelternfamilien
bendtigen eine besondere Unterstiitzung.
Alleinerziehende sind zu 90 Prozent
Frauen. Altersarmut ist Frauenarmut.
Ich werde mich dafiir einsetzen, dass allein-
erziehend nicht auf Dauer gleichgesetzt
wird mit ,,arm, Frau, benachteiligt, ausge-
grenzt und in Altersarmut alleingelassen®.
Sie erbringen eine immens wichtige gesell-
schaftliche Leistung. Ich ziehe den Hut
davor. Es versteht sich eigentlich von selbst,
dass Thnen eine eigenstdndige Existens-
sicherung bis ins Alter ermoglicht wird.

Die Familienwissenschaftlerin Frau Prof.
Dr. Uta Meier-Griawe von der Uni GiefSen
hat in einer Studie vier verschiedene
Typen von Alleinerziehenden ausgemacht:
Typ 1 ,die verwalteten Armen®, Typ 2 ,die



GruBBwort - Stephan Kolling

erschopften EinzelkdmpferInnen®, Typ 3
,die ambivalenten JongleurInnen“ und
Typ 4 ,die vernetzten Aktiven®. Ich gehe
mal davon aus, dass Sie, die heute hier vor
mir sitzen, mehrheitlich eher dem Typ 4,
den ,vernetzten Aktiven“ zuzuordnen
sind. Vielleicht kennen aber auch Sie ,die
verwaltete Armut*, ,das erschoépfte Ein-
zelkimpfertum*® und miissen ihren Alltag
unter stdndigem Druck als ,,ambivalente
JongleurInnen“ meistern.

Ich wiinsche Thnen und uns allen, dass in
nicht all zu ferner Zukunft eine Familien-
wissenschaftlerin Alleinerziehende
anders beschreiben und mit positiveren
Attributen belegen kann. Nicht der
Alleinerziehendenstatus ist ursichlich
fiir die existentielle Not der Mehrheit der
Einelternfamilien. Ich stimme mit Ihnen
iiberein, dass Ihre Benachteiligung struk-
turelle Ursachen hat. Hier sehe ich die
Politik in der Verantwortung.

Ich wiinsche IThrem Bundeskongress einen
guten Verlauf und wertvolle Erkenntnisse.

Ich bin auf Thre Arbeitsergebnisse ge-
spannt und werde mich intensiv damit
beschéftigen.
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2014 am IGES Institut in Berlin
als wissenschaftlicher Mitar-
beiter im Bereich Gesundheits-
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der Erstellung des Moduls , Fa-
milien in der Alterssicherung”
fiir die Evaluation der ehe- und
familienbezogenen Leistungen
beteiligt.

Dr. Richard Ochmann

1. Das Modul ,,Familien in der Alters-
sicherung” in der Gesamtevaluation

1.1 Gesamtevaluation ehe- und
familienbezogener Leistungen

Das IGES Institut hat zusammen mit dem
DIW Berlin in Kooperation mit Prof. Bert
Rirup das Modul , Familien in der Alters-
sicherung” im Rahmen der Gesamt-
evaluation der ehe- und familienbezogenen
Leistungen der Bundesregierung unter-
sucht (vgl. BMF/BMESE] 2014). Die Gesamt-
evaluation erstreckte sich insgesamt tiber
einen Zeitraum von vier Jahren (2010 bis
2013). Dabei wurden Fragestellungen im
Zusammenhang mit ehe- und familienbe-
zogenen Leistungen in mehreren Modulen
untersucht. Unter anderem ging es um

die Foérderung und das Wohlergehen von
Kindern, die Kinderbetreuung, das Kinder-
geld und Analysen zur Akzeptanz der
Leistungen (Abbildung 1).

Methodisch kamen dabei sowohl Ex-
post-Analysen, die die Leistungen im
Anschluss an ihre Umsetzung evaluierten,
begleitende Module, die die Leistungen
wihrend ihrer Umsetzung untersuchten,
als auch Mikrosimulationsansitze, die die
Durchfithrung von MaRnahmen auf Basis
von Mikrodaten simulierten, zum Einsatz.

1.2 Methodischer Ansatz und verwendete
Daten

Die zentrale Fragestellung in dem Modul
»Familien in der Alterssicherung“ war, wie
ehe- und familienbezogene Leistungen

der Alterssicherung im Lebensverlauf auf
die wirtschaftliche Stabilitdt von Familien
wirken. Grundsatzlich kénnen diese Effekte
tiber diverse Wirkungskanile entstehen.
Im Fokus dieser Studie standen dabei stets
der monetédre Wert der Leistungen an sich
sowie die Anreizwirkungen, die von

ihnen im Zusammenhang mit der Erwerbs-

Abbildung 1: Gesamtevaluation ehe- und familienbezogener Leistungen

Zentrale Leistungen
Wie wirken zentrale Leistungen
auf wirtschaftliche Stabilitat
und Vereinbarkeit?

Familien in der
Alterssicherung
Wie wirken Leistungen der
Alterssicherung im Lebensverlauf
auf wirtschaftliche Stabilitat?

Kinderbetreuung
Wie wirkt die 6ffentlich
geforderte Kinderbetreuung auf
wirtschaftliche Stabilitat,
Vereinbarkeit und Geburtsverhalten?

Akzptanzanalysen I-II
Welche Leistungen sind in der
Bevolkerung bekannt, wie werden sie
bewertet und angenommen?

Zentrale Leistungen
im Lebensverlauf
Wie wirken zentrale Leistungen
auf wirtschaftliche Stabilitat
und Vereinbarkeit
im Lebensverlauf?

Geburtenrate/Erfiillung

von Kinderwiinschen
Wie wirken zentrale Leistungen
auf die Erfillung
von Kinderwtinschen?

Wohlergehen von Kindern
Wie wirken zentrale Leistungen
direkt auf das
Wohlergehen von Kindern?

Rechtliche Schnitstellen
Welche Schittsctellen bestehen
zwischen Sozial-, Steuer-
und Unterhalsrecht in Bezug
auf Familien?

Forderung und
Wohlergehen von Kindern
Wie wirken zentrale Leistungen
auf das Betreuungsarrangement
und dartber auf Férderung und
Wohlergehen von Kindern?

Mikrosimulation
Ex-post-Analyse

begleitende Module

Kindergeld
Wie wirkt das Kindergeld (KFB)
auf wirtschaftliche Stabilitat,
Vereinbarkeit
und Geburtsverhalten?

»Familien in Deutschland
(FID)“
Systematische Datenerhebung
tber Familien durch
Erweiterung des SOEP

Quelle: Bundesministerium der Finanzen und Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2014): Gesam-

tevaluation der ehe- und familienbezogenen MafBnahmen und Leistungen in Deutschland
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beteiligung sowie der privaten Altersver-
sorge ausgehen.

In der Wirksamkeitsanalyse wurde fiir
diese Untersuchung der Ansatz der dyna-
mischen Mikrosimulation gewdhlt. Da-
durch konnten zum einen direkte finan-
zielle Effekte (bezogen auf das Einkommen,
das mit den Leistungen verbunden ist) in
verschiedenen Lebensphasen und fiir
unterschiedliche Haushaltstypen heraus-
gestellt werden. Zum anderen erlaubte
dieser Ansatz die Identifikation von solchen
finanziellen Effekten, die unter Bertick-
sichtigung von Anpassungsreaktionen bei
Erwerbs- und Altersvorsorgeverhalten
entstehen. Letztere sind damit verbunden,
dass Miitter aufgrund des Bezugs der ehe-
und familienbezogenen Leistungen grund-
sétzlich einen Anreiz sehen konnten,
den Zeitpunkt der (Wieder-)Aufnahme
oder den Umfang der Erwerbstdtigkeit zu
variieren, womit wiederum Einkommens-
effekte verbunden wéren.

Um die Relevanz solcher Anreizwir-
kungen in Bezug auf Erwerbstétigkeit so-
wie Altersvorsorge zu quantifizieren, wurde
eine Haushaltsbefragung von Miittern in
der kritischen Phase nach der Geburt durch-
gefiihrt. Aus dieser Befragung konnten
empirische Informationen tiber Verhal-
tensreaktionen gewonnen werden, die als
Input fiir die mikrodatenbasierte Wir-
kungsanalyse verwendet wurden. Der Fokus
der Befragung lag auf der in Bezug auf
die Erwerbsbeteiligung , kritischen Phase
nach einer Geburt” im Fall von Miittern
mit Geburt in den Jahren 2008 bis 2010
(unter Ausschluss von Beamten und Selbst-
stindigen-Hauhalten).' Die Befragung zielte
auf Themen der Erwerbsbeteiligung und
Altersvorsorge ab und diente als Basis, den

Einfluss ehe- und familienpolitischer Leis-
tungen auf diese Entscheidungen zu unter-
suchen.

Auf Basis von Mikrodaten des Sozio-
0konomischen Panels (SOEP) wurde fiir
unterschiedliche Haushaltstypen, die nach
Kinderzahl, Bildung und Haushaltszusam-
menhang unterschieden wurden, ein Mikro-
simulationsmodell entwickelt, mit dem
die Wirkungen der ehe- und familienbe-
zogenen Leistungen iiber den gesamten
Lebensverlauf der betrachteten Miitter (also
auch fiir die zukiinftige Phase des Ruhe-
stands) bzw. fiir hypothetische Situationen
(bei Wegfall der Leistungen) simuliert
wurden. Weitere Details zum methodi-
schen Vorgehen in dieser Studie kénnen
dem Projektendbericht entnommen
werden (vgl. IGES/Riirup,B./DIW (2014).

1 In Haushalten von Beamten und Selbstandigen haben die ehe- und familienbezogenen Leistungen der gesetzlichen
Rentenversicherung nur eine geringfligige Bedeutung, da diese Per-sonengruppen in der Regel nicht zum Bezug solcher
Leistungen berechtigt sind. Sie wurden daher in dieser Studie vollstandig aulen vor gelassen. Das gilt sowohl fur Mdtter,
die selbst Beamte oder hauptberuflich als Selbstandige tatig sind, als auch fir Mutter, die mit einem Partner zusammen im
Haushalt leben, der Beamter oder Selbstandiger ist. Im letzteren Fall haben die Mutter zwar grds. Anspruch auf die Leistun-
gen, diese Haushalte wurden allerdings zum Zwecke der Vergleichbarkeit dennoch ausgeschlossen.
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2. Uberblick iiber ehe- und familienbe-
zogene Leistungen der Alterssicherung
Die in dieser Studie betrachteten ehe- und
familienbezogenen Leistungen der gesetz-
lichen Rentenversicherung (GRV) kénnen
in sogenannte direkte und indirekte Leis-
tungen unterschieden werden. Direkte
Leistungen haben einen unmittelbaren
Bezug zur Alterssicherung, wihrend in-
direkte Leistungen nur mittelbar auf die
Alterssicherung Einfluss nehmen.

2.1 Direkte Leistungen

Die wesentlichen direkten ehe- und familien-

bezogenen Leistungen der GRV sind:

— die Anrechnung von Kindererziehungs-
zeiten,

— die Gewidhrung zusitzlicher Entgelt-
punkte bei Mehrfacherziehung,

- die Aufwertung von Pflichtbeitrdgen
im Rahmen von Berticksichtigungs-
zeiten,

— Rentenanwartschaften im Zusammen-
hang mit der Pflege von Angehérigen,

— die Hinterbliebenenversorgung sowie

— die Kinderzulagen der Riester-Rente.

Die direkten Leistungen standen im

Fokus des Moduls ,Familien in der Alters-

sicherung*.

2.2 Indirekte Leistungen

Die wichtigsten indirekten ehe- und familien-

bezogenen Leistungen, die im Mittelpunkte

der Gesamtevaluation standen, sind:

— das Elterngeld,

— das Ehegattensplitting,

— die steuerliche Behandlung der Kinder-
betreuungskosten,

— die Verfiigbarkeit und Inanspruch-
nahme von Kinderbetreuung, sowie

— die Familienversicherung in der
gesetzlichen Krankenversicherung.

Die indirekten Leistungen wurden im
Modul ,Familien in der Alterssicherung®
nicht untersucht, sie standen im Mittel-
punkt weiterer Module der Gesamtevalu-
ation (siehe die Erlduterungen eingangs).

2.3 Untersuchte ehe- und familien-
bezogene Leistungen der Alterssicherung
Im Folgenden werden die untersuchten
direkten ehe- und familienbezogenen Leis-
tungen kurz dargestellt. Im Rahmen der
Kindererziehungszeiten (KEZ) erhalten
Miitter (in Ausnahmeféllen Viter) Anwart-
schaften der GRV fiir die Erziehung von
Kindern wéhrend ihrer ersten drei Lebens-
jahre als Anerkennung der Erziehungs-
leistung. Fiir Kinder, die ab 1992 geboren
wurden, werden dabei drei Entgeltpunkte
fiir die Rente gutgeschrieben (entspricht
derzeit von ca. 85 Euro pro Monat). Im
Bundestagswahlkampf 2013 wurden die
KEZ unter dem Schlagwort ,Miitterrente
populdr, infolgedessen die Bundesregie-
rung im Juni 2014 schlief3lich beschloss,
die KEZ fiir Geburten vor 1992 von 1 auf 2
Entgeltpunkte anzuheben (RV-Leistungs-
verbesserungsgesetz). Diese Anhebung
wurde im Rahmen dieser Studie noch nicht
berticksichtigt.

Im Zusammenhang mit den Kinderbe-
riicksichtigungszeiten (KBZ) wird dariiber
hinaus eine Erwerbstitigkeit wihrend der
Kindererziehung zusédtzlich berticksich-
tigt. Dabei werden die Kindererziehungs-
zeiten (KEZ) bei gleichzeitiger Erwerbs-
tatigkeit der Mutter bis zum zehnten
Lebensjahr des Kindes hoher bewertet. Zu-
dem kann im Fall mehrerer Kinder (Mehr-
facherziehung) eine weitere Erhohung
erfolgen. Kinderbertiicksichtigungszeiten
koénnen dartiber hinaus im Zusammen-
hang mit einem vorzeitigen Renteneintritt
berticksichtigt werden (Rente wegen beson-
ders langjihriger Versicherung). Sie bewir-
ken dann, dass Miitter die notwendigen
Beitragsjahre fiir eine abschlagsfreie Rente
ansammeln konnen, die sie andernfalls
aus reinen Zeiten der Erwerbstatigkeit
nicht erreichen wiirden.

Im Rahmen der Hinterbliebenenrente
erhalten Witwen bzw. Witwer im Todes-
fall des Ehepartners sogenannte abgeleitete
Anspriiche an die GRV. Sie hat die Funktion,
den Unterhalt im Todesfall weiter zu
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sichern (Unterhaltersatzfunktion). Thre
Bedeutung wird in diesem Vortrag im wei-
teren nicht behandelt.

Eine weitere direkte ehe- und familien-
bezogene Leistung stellt die Kinderzulage
der Riester-Rente dar. Diese Form der pri-
vaten Altersvorsorge wird dartiber hinaus
mit Zulagen im Rahmen der GRV gefor-
dert. Diese Zulagen sind in den letzten
Jahren stark gestiegen. Fir jedes ab 2008
geborene Kind erhalten Miitter (zusétzlich
zur Grundzulage i. H. v. 154 Euro pro Jahr)
Kinderzulagen im Umfang von 300 Euro
im Jahr.

3. Beitrag der direkten Leistungen zur
wirtschaftlichen Stabilitat

Die Bedeutung der direkten ehe- und fami-
lienbezogenen Leistungen fiir die Alters-
sicherung der Miitter wird im Folgenden
sowohl in Relation zur eigenen Rente

als auch zum Einkommen des Haushalts
dargestellt. Dabei werden die unterschied-
lichen Bedeutungen der Leistungen gerade
im Fall der Einelternfamilien deutlich.

3.1 Bedeutung der Leistungen in Bezug zu
eigener Rente bzw. in Relation zum Haus-
haltseinkommen

Betrachtet man die Bedeutung der Leis-
tungen zundchst in Relation zur eigenen
Altersrente der Mitter, zeigt sich zum
einen, dass der Anteil der Kindererzie-
hungszeiten zum einen erheblich variiert
je nach Anzahl der Kinder, Bildungsstand
der Mutter und dem Zeitpunkt der Geburt
des ersten Kindes (,,frith“ bedeutet dabei
eher als im Durchschnitt, der bei der

betrachteten Kohorte 1960-69 geborener
Miitter bei 25,8 Jahren lag).” Der Anteil
liegt bei hoher Bildung und spéter Geburt
eines Kindes unter 10 Prozent und erreicht
bei Miittern niedriger Bildung und spiter
Geburt von drei und mehr Kindern 50 Pro-
zent an allen eigenen Rentenanspriichen.
Die Variation tiber den Bildungsstand deu-
tet auf eine Abnahme der Bedeutung bei
steigendem Bildungsstand hin und hingt
in erster Linie mit relativ h6heren Renten-
anspriichen bei Miittern mit héherem
Bildungsabschluss und damit tendenziell
hoheren Erwerbseinkommen zusammen.

Zum anderen zeigt sich, dass die Unter-
schiede in den relativen Bedeutungen der
KEZ zwischen den verheirateten und den
alleinstehenden (hier immer gleichbedeu-
tend mit alleinerziehend) Miittern — bei ge-
gebener Kinderzahl, Geburtszeitpunkt und
Bildungsstand - verhiltnismiRig gering
ausfallen. Tendenziell fillt die Bedeutung
der KEZ bei verheirateten Miittern etwas
hoher aus, im Wesentlichen lassen sich in
dieser Betrachtung allerdings keine grofRe-
ren Unterschiede ausfindig machen. Bei-
spielsweise machen die Kindererziehungs-
zeiten der verheirateten Frauen mit zwei
Kindern, die spdt ihr erstes Kind bekom-
men haben, 19 Prozent an allen eigenen
Rentenanspriichen aus. Dies gilt genauso
fiir die alleinstehenden Miitter mit zwei
Kindern und spéter erster Geburt. Dieser
Befund héngt vorrangig damit zusammen,
dass die eigenen Rentenanspriiche der Miit-
ter, wieder gegeben die Gruppierungsmerk-
male, sich nicht wesentlich hinsichtlich
des Familienstands unterscheiden.

2 Der Bemessung der relativen Bedeutung der Leistungen in Relation zu eigenen Rentenanspriichen bzw. zum Haushalts-
einkommen liegt jeweils eine Bewertung (Simulation) der erworbenen Anspriiche zum Zeitpunkt des Renteneintritts

zugrunde.
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Betrachtet man hingegen die Bedeu-
tung der gleichen Leistungen (KEZ) im Ver-
héltnis zum Einkommen des gesamten
Haushalts (Haushaltsnettoeinkommen)
zum Zeitpunkt des Renteneintritts, zeigen
sich deutlich groRere Unterschiede zwi-
schen den verheirateten und den alleiner-
ziehenden Miittern. Der Anteil der Kinder-
erziehungszeiten am Haushaltsnettoein-
kommen ist bei alleinerziehenden Miittern
tiberwiegend mehr als doppelt so hoch
wie bei den verheirateten Miittern mit
gleicher Kinderzahl und Bildungsstand.
Der entscheidende Faktor fiir diesen Effekt
ist dabei das Einkommen des Ehepartners,
das bei den verheirateten Miittern in dieser
Betrachtung hinzukommt, wihrend die
Alleinerziehenden ohne diese zusitzlichen
finanziellen Mittel auskommen miissen.
Wird die Leistung zum Einkommen in
Bezug gesetzt, fillt sie entsprechend bei
den Alleinerziehenden stirker ins Gewicht,
da sie ein geringeres Haushaltseinkommen
haben. Dies wird insbesondere bei den
Miittern mit niedriger Bildung und frither
Geburt von drei oder mehr Kindern deut-
lich. Wihrend die Kindererziehungszeiten
bei den alleinerziehendenMiittern ein
Viertel des gesamten Haushaltsnettoein-
kommens ausmachen, sind es bei den ver-
heirateten nur 13 Prozent.

Zur Veranschaulichung dieses Effekts
werden die durchschnittlichen Renten-
anspriiche und Haushaltseinkommen fiir
zwei ausgewdihlte Gruppen betrachtet.

Im Mittel haben verheiratete Miitter mit
hohem Bildungsstand, die spdt ein Kind
bekommen haben, zum Zeitpunkt des
Renteneintritts eigene GRV-Rentenanspriiche
in Hohe von 9.300 Euro pro Jahr. Alleiner-
ziehende Miitter mit gleichen Merkmalen
kommen in etwa auf den gleichen Betrag.
Sie kommen allerdings insgesamt nur auf
ein Einkommen von 13.700 Euro pro Jahr,
wahrend verheiratete Miitter aufgrund der
Rentenanspriiche des Partners insgesamt
jéhrlich rund 33.000 Euro netto zur Verfii-
gung haben.

Die Analyse der Bedeutung der Kinder-
beriicksichtigungszeiten (KBZ) zeigt ein
dhnliches Bild. Der Anteil an den eigenen
Rentenanspriichen weicht hier bei fast
allen Gruppen zwischen verheirateten und
alleinstehenden Miittern maximal um
einen Prozentpunkt ab. Diese Leistungen
haben insgesamt mit héchstens 9 Prozent
der eigenen Rente (verheiratete und allein-
erziehende Miitter mit niedriger Bildung
und zwei oder mehr Kindern) eine deut-
lich geringere Bedeutung als die Kinderer-
ziehungszeiten.

Diese relativ geringere Bedeutung zeigt
sich auch, wenn die KBZ ins Verhiltnis
zum Haushaltsnettoeinkommen gesetzt
werden. Dartiiber hinaus werden dabei fiir
diese Leistungen erneut die unterschied-
lichen Bedeutungen im Fall der verheirate-
ten und der alleinerziehenden Miitter
deutlich. Der Anteil der KBZ am Haushalts-
nettoeinkommen zum Zeitpunkt des Ren-
teneintritts ist bei beiden Gruppen verhalt-
nismdiRig gering, fiir die alleinstehenden
Miitter fillt er dennoch oft mehr als doppelt
so hoch aus wie bei den verheirateten.
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Werden nun KEZ und KBZ zusammen
genommen, zeigen sich die beschriebenen
Effekte in einer verstdrkten Form. Sowohl
bei den verheirateten, als auch bei den
alleinerziehenden Miittern machen die
kinderbezogenen Leistungen einen erheb-
lichen Anteil der eigenen Rentenanspriiche
aus. Insgesamt sind die Anteile bei verhei-
rateten Frauen etwas grofer. Je mehr Kinder
die Miitter haben, desto grofRer der Anteil
an kinderbezogenen Leistungen an allen
eigenen Rentenanspriichen zum Zeitpunkt
des Renteneintritts. Haben die Miitter drei
Kinder oder mehr, machen die kinderbe-
zogenen Leistungen teilweise (abhédngig
von Bildungsgrad und Zeitpunkt der ersten
Geburt) mehr als die Hilfte der gesamten
Rentenanspriiche der Miitter aus.

Setzt man die Leistungen nun wieder
in Relation zum Einkommen, wird erneut

ein erheblicher Unterschied zwischen
alleinerziehendenund verheirateten Miit-
tern deutlich. Der Anteil der kinderbezo-
genen Leistungen am Haushaltsnetto-
einkommen ist bei den alleinstehenden
Miittern mit spdtem Zeitpunkt der ersten
Geburt oft mehr als doppelt so hoch wie
bei den verheirateten Pendants (Tabelle 1).
Bei verheirateten Frauen mittlerer Bildung
mit zwei Kindern und spéter erster Geburt
machen kinderbezogene Leistungen durch-
schnittlich 8 Prozent des Haushaltsnetto-
einkommens zum Zeitpunkt des Renten-
eintritts aus. Fir die vergleichbaren allein-
erziehenden Miitter belduft sich der Anteil
auf 18 Prozent.

Ahnlich verhilt es sich bei den Miittern
mit mindestens drei Kindern und spéter
erster Geburt. Durch die hohere Anzahl an
Kindern steigt die Bedeutung der Leistungen

Tabelle 1: Anteil kinderbezogener Leistungen am Haushaltsnettoeinkommen

HH Zusammenhang

verheiratet

und Anzahl Kinder Niedrige Bildung Mittlere Bildung Hohe Bildung

Bildungsniveau

keine Kinder 0,00 0,00
friih: 1 Kind 0,06 0,06 -
friih: 2 Kinder 0,11 0,10 0,10
friih: 3 oder mehr Kinder 0,15 0,14 0,13
spat: 1 Kind 0,04 0,05 0,04
spat: 2 Kinder 0,09 0,08 0,07
spat: 3 oder mehr Kinder 0,15 0,11 0,11
keine Kinder 0,00 0,00
frith: 1 Kind 0,11

friih: 2 Kinder - 0,18 0,15
friih: 3 oder mehr Kinder 0,31 0,27

spat: 1 Kind 0,12 0,11
spat: 2 Kinder 0,22 0,18 0,17
spat: 3 oder mehr Kinder 0,28 -

Quelle: Endbericht des Moduls,Familien in der Alterssicherung’, a. a. o.
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Abbildung 2: Kinderbezogene Leistungen in Relation zu gesamten eigenen

Rentenanspriichen nach Alter der Mutter und Anzahl Kinder

ANTEIL KINDERBEZOGENE LEISTUNGEN

20 25 30 35

ALTER

45 50 55 60

1 Kind

2 Kinder 3 und mehr Kinder

Quelle: Endbericht des Moduls ,Familien in der Alterssicherung’, a. a. o.

sowohl bei den verheirateten, als auch bei
den alleinerziehenden, der Unterschied
zwischen den verheirateten (11 Prozent)
und den alleinerziehenden (28 Prozent)

ist fast noch etwas hoher. Bei den Miittern
mit friher Geburt des ersten Kindes ist
der Unterschied ebenfalls erheblich, wenn-
gleich die Bedeutung der kinderbezogenen
Leistungen fiir das Haushaltseinkommen
bei den alleinerziehenden Miittern nicht
ganz doppelt so hoch ist wie bei den
verheirateten. So sind 18 Prozent des Haus-
haltsnettoeinkommens bei den alleinste-
henden Frauen mit zwei Kindern (spite
Geburt) auf kinderbezogene Leistungen
zuriickzufithren, wihrend es bei der ent-
sprechenden Gruppe der verheiraten Frauen
nur 10 Prozent sind.

Betrachtet man die Entwicklung der
kinderbezogenen Leistungen in Relation
zu den Rentenanspriichen nach dem Alter
der Mutter iiber den Lebensverlauf im Fall

alleinerziehender Miitter (Geburtskohorte
1960-69) mit mittlerer Bildung und spiter
Geburt des ersten Kindes (Abbildung 2),
zeigt sich zundchst eine Zunahme der
Bedeutung in den Altern der Kindererzie-
hung (von Ende der 20er Alter bis, je nach
Kinderzahl, Anfang bzw. Ende der 30er).
Ihren Hohepunkt erreicht die Bedeu-

tung der kinderbezogenen Leistungen
jeweils zum Ende der drei Jahre nach der
Geburt, wihrend der die Anspriiche erzielt
werden. Im Anschluss daran bleiben diese
Anspriiche konstant, wahrend die gesamten
eigenen Rentenanspriiche — im Zuge der
(Wieder-)Aufnahme der Erwerbstédtigkeit —
bis zum Renteneintritt (im Mittel) konti-
nuierlich zunehmen, sodass die kinderbe-
zogenen Leistungen in ihrer relativen
Bedeutung leicht zurtickgehen. Im Ruhe-
stand (nicht in der Abbildung gezeigt) ver-
lduft ihre Bedeutung dann weitestgehend
konstant.
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Die Riester-Rente hat im Vergleich zu
den kinderbezogenen Leistungen eine in
Bezug auf den zu erwartenden finanziellen
Umfang eher untergeordnete Bedeutung
in Relation zum Haushaltsnettoeinkommen.
Der Anteil bewegt sich hier zwischen
1 Prozent und 8 Prozent.

Etwas grofRer fillt die Bedeutung aus,
wenn der Kinderzuschlag der Riester-Rente
hinzu kommt, insbesondere fiir die Allein-
erziehenden sowie Miitter mit drei und
mehr Kindern. Im Allgemeinen machen
Riester-Rente und mit ihr verbundene Zu-
lagen allerdings grofRtenteils nur zwischen
vier und sechs Prozent des Haushaltsnetto-
einkommens aus, wobei der Anteil bei den
alleinerziehenden Miittern iiberwiegend
ein bis zwei Prozentpunkte hoher ausfallt
als bei den verheirateten.

Insgesamt ein sehr dhnliches Bild zeigt
sich, wenn anstelle der Miitter aus den
Geburtskohorten 1960-1969 (,,Basis-Kohorte®)
etwas jiingere Miitter (,junge Kohorte®,
geboren 1975-84) betrachtet werden. Grund-
sdtzlich zeigen sich hier dhnliche Effekte
der Bedeutung der KEZ, wenn verheiratete
und alleinerziehende Miitter in Bezug auf
die relative Bedeutung hinsichtlich eigener
Rente und Einkommen verglichen werden.
Tendenziell l&sst sich eine generell leicht
hohere Bedeutung der Kindererziehungs-
Zeiten ausmachen als bei den Miittern der
Basis-Kohorte. Diese diirfte in Zusammen-
hang stehen mit leicht zunehmenden
Geburtenzahlen und einer Verschiebung
der Geburten in hohere Alter. Auch fiihrt
die Entwicklung hinsichtlich der Einfiith-
rung der Riester-Rente bei dieser Kohorte
zu einer Zunahme der Bedeutung der
Kinderzulage.

Insgesamt ldsst sich festhalten, dass die
ehe- und familienbezogenen Malinahmen
und Leistungen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung mit unmittelbarem Bezug zur
Alterssicherung ein wichtiges Instrument
zur Erhohung der wirtschaftlichen Stabili-
tdt von Familien im Lebensverlauf darstel-
len. Den grofiten Beitrag leisten hierbei

mit Abstand die Kindererziehungszeiten.
Diese machen bei den alleinerziehenden
und verheirateten Miittern einen grofRen
Teil der eigenen Rentenanspriiche aus. Mit
zunehmender Kinderzahl steigt auch der
Anteil der Kindererziehungszeiten an den
eigenen Rentenanspriichen. Dies gilt eben-
so fiir die Kinderberticksichtigungszeiten,
obwohl deren Anteil am Gesamtrenten-
anspruch wesentlich geringer ist.

Betrachtet man schliefRlich den Anteil
der gesamten kinderbezogenen Leistungen
an den eigenen Rentenanspriichen, zeigt
sich, dass diese Leistungen eine recht grofRe
Bedeutung in Relation zu den Renten-
anspriichen der Miitter besitzen. Abhdngig
von der Anzahl der Kinder und dem Zeit-
punkt der Geburt machen die kinderbe-
zogenen Leistungen bis zu 59 Prozent der
gesamten Rentenanspriiche der Miitter
aus. Das gilt sowohl fiir die verheirateten,
als auch fiir die alleinerziehenden Miitter.

Es bestehen allerdings grof3e Unter-
schiede bei der Bedeutung der Leistungen
in Relation zum gesamten Haushaltsein-
kommen, denn bei Paarhaushalten
bewirkt hier die GRV-Rente des Partners,
dass die Bedeutung der kinderbezogenen
Leistungen fiir die Verheirateten deutlich
geringer ausfillt als fiir die Alleinerziehen-
den.
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3.2 Altersvorsorge bei Alleinerziehenden
Unterschiede zwischen verheirateten und
alleinerziehenden Miittern zeigen sich
dariiber hinaus auch bei der privaten Alters-
vorsorge und den damit in Verbindung
stehenden ehe- und familienbezogenen
Leistungen.

Zum einen zeigt sich bei der Betrach-
tung der Verbreitung von Riester-Vertragen
nach dem Familienstand auf Basis der
Survey-Daten ,.Sparen und Altersvorsorge
in Deutschland® (SAVE) fiir die Jahre 2003
bis 2010 zusammengenommen, dass ver-
heiratete Miitter etwas Ofter einen Riester-
Vertrag abgeschlossen haben als allein-
erziehende Miitter.

Noch deutlicher féllt die Diskrepanz
aus, wenn andere Formen der privaten
Al-tersvorsorge betrachtet werden. In der
im Rahmen dieser Studie durchgefiihrten
Miitterbefragung gaben bei allen aufge-
fithrten Sparformen die Alleinerziehenden
stets zu einem Anteil, der nicht einmal
halb so groRR ist wie bei den Verheirateten,
an, diese Form der privaten Vorsorge zu
betreiben. Besonders bemerkenswert ist,
dass 11 Prozent der verheirateten Miitter
angaben, dass sie in keiner der vorgegebe-
nen Formen der privaten Altersvorsorge
sparen. Bei den alleinerziehenden Miittern
hingegen gaben hier rd. 50 Prozent der
Befragten an, keine Form der privaten
Vorsorge zu betreiben. Diese Ergebnisse
deuten darauf hin, dass jede zweite Allein-
erziehende keinerlei Mittel zur Verfiigung
hat, um die gesetzliche Rente in irgend-
einem Umfang in Form privater Vorsorge
aufzustocken.

Die fehlenden Mittel zur privaten Vor-
sorge der Alleinerziehenden zeigen sich
weiter bei der Auswertung der Befragung
hinsichtlich des Umfangs der privaten Er-
sparnisse. Hier liegt der Anteil der Miitter,
die keinen einzigen Euro regelméiRig fiir
private Altersvorsorge aufwenden, bei den
Alleinerziehenden mit 32 Prozent etwa
dreimal so hoch wie bei Paarhaushalten
(10 Prozent). Aufderdem gaben nur 9 Pro-

zent der alleinerziehenden Miitter an,
monatlich eine Summe von mehr als 150 €
fiir private Altersvorsorge zur Verfiigung
zu haben, wihrend die monatlichen Aus-
gaben fiir private Altersvorsorge bei 44 Pro-
zent der verheirateten bzw. mit einem
Partner unverheiratet zusammenlebenden
Miitter hoher als 150 € liegen.
Alleinerziehende Miitter betreiben also
nicht nur deutlich seltener private Alters-
vorsorge als verheiratete, sie wenden auch
deutlich weniger Geld fiir diese auf.

4. Bedeutung von Verhaltenseffekten beim
Arbeitsangebot

Die Verhaltenseffekte beziiglich des Ar-
beitsangebots, die von den untersuchten
direkten ehe- und familienbezogenen
Leistungen in Bezug zur Sicherung der
wirtschaftlichen Stabilitét iiber den gesam-
ten Lebensverlauf zu erwarten sind, fallen
verhéltnismafig gering aus.

Die Befragung der Miitter ergab, dass
die Miitter im Durchschnitt in dem hypo-
thetischen Fall, dass sie keine Anspriiche
aus Kindererziehungszeiten in dem gegen-
wirtig gegebenen Umfang erhielten, 2,8
Monate frither (wieder) eine Erwerbstitig-
keit aufnehmen wiirden und diese in
einem um 2,4 Wochenstunden erhfhten
Umfang ausiiben wiirden, als sie es gegen-
wartig tatsdchlich tun.

Nimmt man nun an, dass diese Verhal-
tenseffekte einmalig zum Zeitpunkt nach
der Geburt auftreten und tbertragt sie auf
die gesamten Rentenanspriiche der Miitter
bis zum Renteneintritt sowie die damit
zusammenhédngenden Einkommen (und
nimmt weiter an, dass es durch die Ande-
rung keine weiteren relevanten Verhal-
tenseffekte zum Ende des Erwerbslebens
gibt), konnen diese Verhaltenseffekte in
Bezug zur Bedeutung der ehe- und familien-
bezogenen Leistungen quantifiziert

werden. Diese fallen auf den gesamten

(verbleibenden) Erwerbszeitraum bezogen
so gering aus, dass sie zu keiner nennens-
werten Verdnderung der Bedeutung dieser
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Leistungen fiir die wirtschaftliche Stabili-
tat fiihren.

Das gleiche gilt fiir den Fall, dass be-
riicksichtigt wird, dass die Miitter durch
weitere relevante limitierende Faktoren (z. B.
Verfiigbarkeit von Teilzeitarbeitsplitzen
oder Kinderbetreuungsmoglichkeiten) in
ihrer Flexibilitdt bei der Anpassung ihres
Arbeitsangebots eingeschrdnkt sind. Diese
Faktoren wurden in der Befragung eben-
falls erhoben. Die Ergebnisse hinsichtlich
der Bedeutung der ehe und familienbe-
zogenen Leistungen fiir die wirtschaftliche
Stabilitdt werden durch die Berticksichti-
gung limitierender Faktoren nicht merk-
lich verdndert.

Diese Ergebnisse zur Befragung der
Miitter und ihrer Relevanz fiir Bedeutung
der ehe- und familienbezogenen Leistun-
gen im Zusammenhang mit der wirtschaft-
lichen Stabilitdt von Familien im Lebens-
verlauf gelten zunichst einmal fiir alle
Familien im Durchschnitt. Eine statistisch
belastbare Auswertung hinsichtlich Unter-
schiede der Verhaltenseffekte bei alleiner-
ziehenden und verheirateten Miittern war
aufgrund des Umfangs der Stichprobe der
Befragung nicht méglich. Es ist allerdings
davon auszugehen, dass im Zusammen-
hang mit der Bedeutung von Verhaltensef-
fekten beim Arbeitsangebot von Alleiner-
ziehenden generell einschrdnkende Fakto-
ren eine groflere Rolle spielen dirften.

Somit ldsst sich insgesamt festhalten,
dass ehe- und familienbezogene MafRnah-
men und Leistungen der gesetzlichen
Rentenversicherung mit unmittelbarem
Bezug zur Alterssicherung die wirtschaftliche
Stabilitdt von Familien generell erhdhen.
Dies gilt insbesondere im Fall von Ein-
elternfamilien. Die Leistungen sind zwar
grundsétzlich mit konterkarierenden
Effekten auf die Erwerbsbeteiligung und
die private Altersvorsorge verbunden, diese
Effekte fallen allerdings im Durchschnitt
recht gering aus, sodass nicht davon aus-
zugehen ist, dass sie die positiven Stabili-
sierungswirkungen der Leistungen — tiber

den gesamten Lebenszyklus betrachtet —
auch nur anndhernd einschranken kénnen
(vgl. Buslei, H. et al 2014 und Albrecht, M.
et al 2014).

Speziell im Fall alleinerziehender Miit-
ter ist allerdings zu berticksichtigen, dass
diese sich im Vergleich zu Eltern in Paar-
haushalten ofter Einschrankungen hin-
sichtlich Anpassungsmoglichkeiten von
Arbeitsangebot und privater Altersvorsorge
ausgesetzt sehen. Fiir sie diirften limitie-
rende Faktoren, wie fehlende Kinderbe-
treuungsangebote oder Mangel an Teilzeit-
arbeitspldtzen, eine wesentlich héhere
Bedeutung haben als fiir verheiratete Frauen.
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Wegweiser aus der Krise - wo geht es zur
eigenstandigen Alterssicherung von Frauen?

Ulrike Schmalreck

Die individuelle Rente ist ein sehr genaues
und hartes Spiegelbild des Erwerbslebens.
Da die Erwerbsbiografien von Frauen und
erst recht die von Alleinerziehenden selten
denen einer langjihrig, gut entlohnten
Vollzeit-Erwerbskarriere entsprechen, sind
diese iberproportional von Armut im Alter
bedroht. Nachfolgend mdchte ich auf die
Ursachen der geringeren Rentenbetrige
von Frauen im Vergleich zu Médnnern ein-
gehen. Welche Faktoren begiinstigen die
eigenstidndige Alterssicherung von Frauen
und welche stehen ihr entgegen? Ich werde
ebenso ausfiithren, wie die zunehmende
Pluralitdt der Erwerbs- und Familienver-
laufe unter den Frauen zu unterschiedlichen
Mustern der Alterssicherung fiithrt. Und
welche Handlungsempfehlungen ergeben
sich daraus fiir eine eigenstidndige, dis-
kriminierungsfreie Alterssicherung von
Frauen? Doch zunéchst mochte ich auf das
Drei-Sdulen-System der deutschen Alters-
sicherung eingehen und auf die Auswirkun-
gen der Rentenreformen der letzten Jahre.

1. Rentenreformen der 1990er Jahre

bis heute

Mit dem Ziel die gesetzliche Rente demo-
grafiefest zu machen, wurde die deutsche
Rentengesetzgebung seit den 1990er Jahren
wiederholt reformiert. Dies fithrte im
hohen Mafe zu Einsparungen in der
Rentenleistung, aber teilweise auch zur
Modernisierung der Frauenalterssicherung,
etwa durch Verlingerung der Anrechnung
der Kindererziehungszeiten.

Mit dem Rentenreformgesetz von 1992
erfolgte eine Umstellung der Rentenan-
passungsformel von der Brutto- zur Netto-
anpassung. Die Entwicklung der Renten ist
somit an die Nettolohne gekoppelt, bei einer
hoheren Belastung der aktiven Bevolkerung
durch Sozialabgaben und Steuern fiihrt dies
zu einer Minderung der Rente. Damit sollte
der drohende Anstieg der Beitragssitze
verhindert werden. Gleichzeitig wurde die
Altersgrenze stufenweise von 60 auf 65 Jahre
angehoben. Aber auch Manahmen zur

Verbesserung der Anerkennung der Familien-
arbeit wurden ergriffen. Die bei der Rente
anzurechnenden Zeiten der Kindererzie-
hung fiir Geburten ab 1992 wurde von
1 Jahr auf 3 Jahre erhoht (vgl. Ruland 2007).
Das Gesetz zur Reform der Renten
wegen verminderter Erwerbsfihigkeit aus
dem Jahre 2001 fiihrte zu einer Neurege-
lung der Erwerbsminderungsrenten und
einer Einschrinkung der gesetzlichen Leis-
tungen bei verminderter Erwerbsfahigkeit.
Die bisherige Unterscheidung in Berufs-
unfihigkeits- und Erwerbsunfihigkeitsrente
wurde durch eine zweistufige Erwerbs-
minderungsrente ersetzt. Nur noch wer
ein Restleistungsvermdgen von unter
3 Stunden téglich hat, erhilt eine volle
Erwerbsminderungsrente. Jene, die 3 bis
unter 6 Stunden am Tag arbeiten kénnen,
haben Anspruch auf eine teilweise Er-
werbsminderungsrente (vgl. Backer 2011).
Die Rentenreformen im Jahre 2001
stellten einen systematischen Bruch in der
Rentenphilosophie dar. Das Ziel der Ren-
tenversicherung, den Lebensstandard zu
sichern, wurde zugunsten des neuen Ziels
der Beitragsstabilitdt der Rentenversiche-
rungsbeitridge aufgegeben. Ein deutlicher
Paradigmenwechsel in der Rentenpolitik.
An die Stelle der bis dahin geltenden
Regelung trat das ,Drei-Sdulen-Modell* der
Alterssicherung. Die gesetzliche Rentenver-
sicherung als erste Sdule wird kiinftig keine
volle Absicherung im Alter gewdhrleisten.
Mit dem Altersvermdgensergianzungs-
gesetz wurde die seit 1992 erfolgte Renten-
anpassung auf Basis der Nettolohnentwick-
lung wieder abgeschafft. Die Anpassung
der jdhrlichen Rente folgt nunmehr wie-
der dem Bruttolohn, allerdings modifiziert.
Dies fiithrt zu einer beachtlichen Verlang-
samung des Rentenanstiegs im Vergleich
zur Lohnentwicklung. Die entstehende
Versorgungsliicke soll durch die zweite
und dritte Sdule, die betriebliche und
private Altersvorsorge, gefiillt werden. Das
Ziel der eigenstindigen Alterssicherung
von Frauen bezieht sich infolgedessen nicht
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nur auf die gesetzlichen Renten, sondern
auf das Zusammenspiel der drei Sdulen
der Alterssicherung.

Mit dem Altersvermogensgesetz aus
dem Jahr 2001 wurde gleichzeitig die
finanzielle Férderung der freiwilligen
privaten kapitalgedeckten Vorsorge ein-
gefiihrt. Hierzu dienen die steuerliche Ab-
setzbarkeit von Vorsorgeaufwendungen
bei der Einkommenssteuer und die Zah-
lung einer von der Kinderzahl abhédngigen
Altersvorsorgezulage. Hinzu kam die Steuer-
und Sozialversicherungsfreiheit bei der
Entgeltumwandlung.

Die Rentenreform 2004 und 2005 mit
dem Alterseinkiinftegesetz und dem Ren-
tenversicherungs-Nachhaltigkeitsgesetz
brachten weitere Einschnitte fiir die Ver-
sicherten und Anderungen bei der Renten-
besteuerung mit sich. In die Rentenanpas-
sungsformel wurde ein Nachhaltigkeitsfak-
tor eingebaut, der das Verhéltnis zwischen
der Zahl der Leistungsbezieher und Bei-

tragszahler berticksichtigt. Mit steigender
Lebenserwartung der Leistungsbezieher
und kleiner werdender Kreis der Beitrags-
zahler bewirkt der Nachhaltigkeitsfaktor,
dass die jahrliche Rentenanpassung gerin-
ger ausfdllt (vgl. Berner 2009).

Den Prognosen zufolge wird das Netto-
Standardrentenniveau vor Steuern bis 2028
auf 44,4 Prozent fallen (vgl. Abb. 1). Wobei
die Untergrenze dieser Abflachung per
Gesetz fiir das Jahr 2030 auf 43 Prozent
beziffert ist. Damit liegt das ins Ziel gefasste
Rentenniveau nahe der Grundsicherungs-
schwelle von rund 40 Prozent. Der Lebens-
standard kann im Alter dann nur einiger-
malen gehalten werden, wenn zusdtzliche
Rentenanspriiche durch private und betrieb-
liche Altersvorsorge erworben werden.

Im Ergebnis dieser Rentenreformen
steigt das Risiko fiir Altersarmut fiir all jene,
die sich aus finanziellen Griinden keine
private und betriebliche Altersvorsorge auf
bauen konnen. Und auch auf das ,,Brotver-

Abbildung 1: Entwicklung des Netto-Rentenniveaus

Netto-Standardrente vor Steuern (45 Versicherungsjahre) in Prozent des
durchschnittlichen Jahresentgelts
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dienermodell” ist damit spdtestens kein Ver-
lass mehr, denn auch das Niveau der Mén-
nerrenten und das der abgeleiteten Witwen-
renten sinken. Hinzu wirken sich die Ande-
rungen im Hinterbliebenenrecht reduzie-
rend auf die Héhe der Witwenrenten aus.
Fir neue Ehen ab 2002 bzw. fiir Ehen, die
zu diesem Zeitpunkt bereits bestanden und
in denen beide Partner ab 1962 geboren
sind, erhalten die Hinterbliebenen nur noch
55 Prozent des Rentenanspruchs des Verstor-
benen, anstatt der vorherigen 60 Prozent.

Im Jahr 2007 folgte das Altersgrenzen-
anpassungsgesetz, durch das im Zeitraum
von 2012 bis 2029 die Regelaltersgrenze
fiir den abschlagsfreien Rentenbezug von
65 auf 67 Jahre angehoben wird.

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz von
2011 entfillt die Versicherungspflicht der
Arbeitslosengeld II-Bezieher in der gesetz-
lichen Rentenversicherung und damit wer-
den keine Beitragszahlungen geleistet. Die
Zeiten tragen lediglich als Anrechnungs-
zeiten zur Erfiillung der groflen Wartezeit
von 35 Jahren bei.

Das 2014 in Kraft getretene Renten-
paket beinhaltet geringfiigige Verbesserun-
gen in der Berticksichtigung von Kinderer-
ziehungszeiten. So werden fiir vor 1992
geborene Kinder nun zwei Erziehungsjahre
anerkannt. Dies entspricht aktuell einem
Plus von monatlich rund 29 Euro in West-
bzw. 27 Euro brutto in Ostdeutschland.
Wie jedes Einkommen wird die Miitterrente
jedoch auf die Grundsicherung im Alter
und auf die Witwenrente angerechnet.

Weitere Gesetzesinderungen betreffen
besonders langjdhrig Versicherte. Vor 1952
geborene kénnen bereits ab Vollendung
des 63. Lebensjahres eine abschlagsfreie
Rente aus der Rentenversicherung bezie-
hen. Fir die Geburtsjahrgidnge nach 1952
wird die Altersgrenze stufenweise auf das
65. Lebensjahr angehoben. Geburtsjahr-
ginge ab 1964 koénnen dann erst wieder
nach Vollendung des 65. Lebensjahres eine
abschlagsfreie Altersrente fiir langjahrig
Versicherte beziehen.

Ferner wurden die Erwerbsminde-
rungsrenten durch Verlingerung der Zu-
rechnungszeit um zwei Jahre geringfiigig
verbessert. Ein Erwerbsgeminderter wird
nun so gestellt, als hitte er bis zur Voll-
endung des 62. Lebensjahres gearbeitet.

Dieser kleine Riickblick auf die Renten-
reformen der letzten Jahre macht deutlich,
dass die Politik im Wesentlichen die lang-
jahrig, nicht durch Kindererziehungszeiten
unterbrochenen, nicht von Arbeitslosigkeit
und Niedriglohn Betroffenen und damit
meist minnlichen Erwerbsbiografien im
Fokus hatte. Wenn hier kein rascher Wandel
stattfindet, wird kiinftig Altersarmut insbe-
sondere fiir Frauen zum gravierenden Prob-
lem werden. Dies ist bereits heute in den
Alterseinkommen der Frauen ersichtlich.

2, Bestandsaufnahme Alterseinkommen
der Frauen

Aktuell beziehen 91 Prozent der Mdnner
und 82 Prozent der Frauen ab 65 Jahren
in Westdeutschland eine eigene Rente aus
der gesetzlichen Rentenversicherung. In
Ostdeutschland betrdgt der Anteil jeweils
99 Prozent.

Dem Modell des Eckrentners, der seine
Rentenanwartschaften aus 45 Erwerbs-
jahren mit jeweils durchschnittlichen Ein-
kommen herleitet, entsprechen Frauen
in der Regel nicht. Im Mittel weisen Be-
standsrentnerinnen im Western 28 Jahre
und im Osten immerhin 39 Jahre mit
rentenrechtlichen Zeiten auf. Dement-
sprechend liegen die Renten der Frauen in
den alten Bundesldndern im Mittel deutlich
unter denen der Ostdeutschen. Die
Rentenzugangsstatistik 2013 weist fiir west-
deutsche Rentnerinnen eine gesetzliche
Rente von durchschnittlich 520 Euro und
fiir ostdeutsche Frauen von 742 Euro aus.
Minner kommen auf eine Rente von
durchschnittlich 860 Euro in West- bzw.
835 Euro in Ostdeutschland.

Doch um eine realistische Bestandsauf-
nahme der weiblichen Alterseinkommen
vornehmen zu kénnen, ist die Renten-
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schichtung, also die Verteilung von den knapp tiber 60 Prozent der Frauen aktuell

niedrigsten bis zu den hochsten gesetz- eine gesetzliche Rente von unter 600 Euro.
lichen Renten interessant (vgl. Abb. 2 und 3). Bei den Ménnern trifft dies auf 25 Prozent

In den alten Bundeslidndern erhalten der Rentner zu. Mit Blick auf die

Abbildung 2: Verteilung der Versichertenrenten im Bestand, Westdeutschland 2013

Zahlbetrage in Euro am Jahresende, Anteile in Prozent

204 19,8 B Ménner

Frauen
15,7

13,8 14,1
129

121 12,2
1,3
10 10,0 97
83
7.3 72
6,2 6,2
56 6,0
54
3,5
2,0
10 08

04 T T T T T T T T T T

unter 150 150-300 300-450  450-600 600-750 750-900  900-1050  1050-1200 1200-1350 1350-1500 > 1500

in Prozent

Euro/Monat

Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund (2014): Rentenversicherung in Zahlen.

Abbildung 3: Verteilung der Versichertenrenten im Bestand, Ostdeutschland 2013
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Versichertenrenten der neuen Bundes-
lander zeigt sich ein etwas positiveres Bild.
Aufgrund der hoheren Arbeitsmarktinte-
gration der Frauen ist der Anteil derer mit
einer Rente unter 600 Euro mit 24 Prozent
deutlich geringer. Aber auch in den neuen
Lindern erhalten die Médnner hdufig héhere
Rentenbetrige. Eine Versichertenrente von
1.200 Euro und héher empfangen nur etwa
je 5 Prozent der ost- und westdeutschen
Rentnerinnen, hingegen 38 Prozent der
westdeutschen bzw. 29 Prozent der ost-
deutschen Ménner. Hier prdsentiert sich
die bekannte geschlechtsspezifische Un-
gleichheit am Arbeitsmarkt und deren Aus-
wirkung auf die Héhe der Frauenrenten.
Der Vergleich der ost- und westdeutschen
Frauen zeigt, dass die Ostdeutschen stirker
auf eine eigenstindige Alterssicherung
durch Erwerbstitigkeit setzen und bei den
westdeutschen Rentnerinnen das Versorger-
modell noch stark verbreitet ist. Sie weisen
eine geringere Erwerbsorientierung auf
und haben stdrker auf ihren Ehepartner als
Alterssicherung gesetzt.

Diese Liicken in der gesetzlichen Renten-
versicherung, die sich bereits in den aktu-
ellen, noch nicht von der Rentenniveau-
absenkung betroffenen Rentendaten offen-
baren, werden von den Frauen in der
zweiten und dritten Sdule der Alterssiche-
rung grofdtenteils nicht kompensiert.

In der betrieblichen Altersvorsorge
werden die geschlechtsspezifischen
Ungleichheiten im Alter sogar weiter ver-
starkt. SchlieRlich kniipfen die betrieb-
lichen Renten noch stirker als die gesetz-
lichen Renten an die Dauer der Erwerbs-
arbeit und die Hohe des erzielten Einkom-
mens an. In der Privatwirtschaft werden
betriebliche Altersvorsorgeprodukte eher
in den typischen Midnnerbranchen angebo-
ten. Berticksichtigt man aber auch die ver-
pflichtende Zusatzversorgung des offent-
lichen Dienstes, dann haben jeweils knapp
iiber die Hilfte der sozialversicherungs-
pflichtig beschiftigten Frauen und Médnner
Anwartschaften auf eine betriebliche

Altersversorgung erworben. Die Zahlbetréige
der Frauen und Mdnner Renten unter-
scheiden sich jedoch stark. Die in der
Privatwirtschaft bezogenen Betriebsrenten
der Minner sind fast drei Mal so hoch und
auch im offentlichen Dienst erreichen
Frauen weniger als zwei Drittel der Renten-
betrdge der Mdnner (vgl. WSI 2011).

Zur privaten Altersvorsorge gibt es nur
wenig aussagekréftiges Datenmaterial.
Umfragedaten zeigen gleichwohl, dass den
Frauen die Notwendigkeit der zusétzlichen
Altersvorsoge oftmals bewusst ist, ihre
Sparfihigkeit aber eine ausreichende
private Altersvorsorge nicht zuldsst (vgl.
Schmalreck/Riedmiiller 2012). Eine Unter-
suchung des DIW ergab, dass nur knapp
40 Prozent der Anspruchsberechtigten
einen Riester-Vertrag abgeschlossen haben.
Im unteren Einkommensbereich ist die
Verbreitungsquote sogar noch viel geringer
(vgl. Geyer 2011).

Oftmals wird bei geringen Renten der
Frauen auf den Haushaltkontext und den
sich daraus ergebenden Méglichkeiten
der abgeleiteten Alterssicherung verwiesen.
Dies trifft vielleicht auf einen Teil der
heutigen Rentnergeneration zu. Aber be-
dingt durch die Abkehr vom traditionellen
Familienmodell, sowie den sinkenden
Alterseinkommen der Manner werden sich
jingere Frauen auf dieses Versorgermodell
nicht weiter verlassen konnen.
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3. Lebens- und Erwerbsverlaufe der Baby-
boomerinnen

In einem Forschungsprojekt habe ich die
Lebens- und Erwerbssituation der Frauen
der Babyboomer Generation, d.h. der Jahr-
gdnge 1962 bis 1966, untersucht (vgl. Ried-
miiller/ Schmalreck 2012). Im Vergleich
zur vorangegangenen Altersgruppe der
Frauen der Jahrginge 1947 bis 1951 weisen
die Biografien der Babyboomerinnen eine
zunehmende Pluralitit auf. Diese Vielfalt
der Lebensentwiirfe wirkt sich ebenso
unterschiedlich auf ihre Alterssicherung
aus. Es lassen sich sowohl positive als auch
negative Effekte auf die Hohe der eigen-
stindigen Alterssicherung dieser Frauen
ausmachen. Positiv zeigt sich, dass die
jingeren Frauen im Vergleich zu den
dlteren eine hohere Bildungs- und Erwerbs-
integration aufweisen. Die kinderbedingten
Erwerbsunterbrechungen fallen deutlich
kiirzer aus. Auch ist der Anteil der reinen
Hausfrauenbiografien in Westdeutschland
geringer als der fritheren Generationen.
Immer mehr westdeutsche Frauen folgen
dem ostdeutschen Modell und versuchen
Beruf und Kinder miteinander zu verein-
baren. Von diesen Entwicklungen gehen
positive Effekte aus, die zu einer stdrkeren
eigenstindigen Alterssicherung der Frauen
fithrt. Daher kénnen die westdeutschen
Frauen eine hohere eigene Rente erwarten
als ihre Miitter. Doch durch ihre verstirkte
Priasenz am Arbeitsmarkt sind die Baby-
boomerinen stérker als frithere Jahrginge
vom Strukturwandel am Arbeits- und
Beschiftigungssystem betroffen. Die Aus-
weitung der Teilzeit- und geringfiigigen
Beschiftigung sowie die Zunahme der
Zeiten der Arbeitslosigkeit kénnen zu Ver-
sorgungsliicken in der Alterssicherung fiih-
ren. Hinzu kommt, dass anders als frithere
Rentnergenerationen diese Frauen nicht
darauf hoffen kénnen, ihre Versorgungs-
liicken in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung durch die Einkommen der Ehepart-
ner zu kompensieren. Sinkende Renten
der Minner, geringe Witwenrenten und

die erhohte Scheidungsrate lassen das Ver-
sorgermodell stark brockeln.

Diese positiven und negativen Entwick-
lungen fiihren zur Vielschichtigkeit der
Alterssicherung unter den Babyboomerin-
nen. Auf der einen Seite wird es jene ge-
ben, die aufgrund ihrer hohen beruflichen
Qualifikation und Integration iiber eine
entsprechend hohe eigenstdndige Alters-
sicherung verfiigen. Aber auf der anderen
Seite gibt es jene Frauen mit gebrochenen
Erwerbsbiografien, die von Armut im Alter
bedroht sein werden.

4, Frauenspezifische Risikofaktoren fiir
Altersarmut

Doch was versteht man eigentlich unter
arm in Deutschland? Fiir den Armutsbe-
griff existieren verschiedene Definitionen.
Die gebrduchlichste ist die nach EU-Defi-
nition, wonach eine Person als armutsge-
fahrdet gilt, wenn sie inklusive staatlicher
Sozialleistungen mit weniger als 60 Prozent
des mittleren nationalen Einkommens
auskommen muss. Im Jahr 2013 lag dieser
Wert fiir eine alleinlebende Person bei
979 Euro und fiir einen Erwachsenen mit
einem Kind bei 1.272 Euro netto. Nach
dieser Berechnungsmethode sind Allein-
erziehende und Alleinlebende besonders
armutsgefihrdet. Fast jeder dritte Single
und mebhr als jede vierte Alleinerziehende
war im Jahr 2013 von Armut betroffen.

Es ist sicher verstdndlich, dass in diesen
Haushalten fiir private Altersvorsorge kein
Geld zur Verfiigung steht.

31
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Diese Einsicht schafft aber auch Mog-
lichkeiten, zu handeln. Dazu miissen die
frauenspezifischen Risikofaktoren fiir
Altersarmut identifiziert werden. Zu denen
iiberwiegend am Arbeitsmarkt produzier-
ten Risiken zdhlen insbesondere:

— Lohndiskriminierung von Frauen

— Zunahme prekérer Arbeitsverhédltnisse

— Phasen der Arbeitslosigkeit

— Selbststindige Erwerbstitigkeit

— Lange Erwerbsunterbrechungen wegen
Kindererziehung und Haushaltsfithrung

Zusitzlich zu den erwerbsbedingten Risiken
der Altersarmut wirken folgende familien-

bedingten Risiken:

— Ehescheidung

— und der Status alleinerziehend zu sein.

4.1 Lohndiskriminierung von Frauen
Trotz steigender weiblicher Bildungs- und
Erwerbsneigung verdienen Frauen in
Deutschland weiterhin im Durchschnitt
23 Prozent weniger als Manner. Im unteren
und oberen Einkommensbereich sind die
Differenzen besonders hoch. Zuriickge-
fiihrt wird dies auf die unterschiedliche
Berufs- und Branchenwahl von Frauen
und Mannern. Mehr als 80 Prozent der
erwerbstitigen Frauen sind im Dienstleis-
tungssektor tétig (vgl. CorneliRen 2005)
und fast jede dritte vollzeitbeschaftigte
Frau arbeitet zu Niedriglohnen (vgl. IAQ
2007). Damit ist selbst Vollzeitarbeit

kein Garant fiir ein existenzsicherndes
Alterseinkommen. Es zeigt sich jedoch,
dass bei gleicher Arbeitszeit, identischer
Ausbildung und Berufserfahrung Frauen
dennoch 12 Prozent weniger als ihre
mannlichen Kollegen verdienen. Nur im
offentlichen Dienst ist der Einkommens-
unterschied geringer. Zudem fithren
geburtsbedingte Erwerbsunterbrechungen
zu Lohnverlusten. Dies fiihrt auch in

der Altersvorsorge klar zu geschlechts-
spezifischen Differenzen.

4.2 Zunahme prekarer Arbeitsverhaltnisse
Die Erwerbstétigenquote der Frauen ist

in den letzten Jahren zwar kontinuierlich
gestiegen und betrug im Jahr 2012

68 Prozent (vgl. Bundesagentur fiir Arbeit
2014). Aber bei genauerer Betrachtung
zeigt sich, dass allein die Teilzeitbeschif-
tigung gestiegen, die Zahl der Vollzeitjobs
gesunken ist. 1999 betrug die Vollzeit-
quote unter Frauen noch 70 Prozent und
2013 lag sie nur noch bei 55 Prozent. Eng
damit verkntipft ist der hohe Anteil an
geringfiigig beschiftigten Frauen. Dies

ist besonders problematisch, da wihrend
der geringfiigigen Beschiftigung keine
oder kaum nennenswerte Betrédge in der
Rentenversicherung angespart werden.
Der GrofRteil der geringfiigig Beschaftig-
ten nutzt die Versicherungsfreiheit in der
Rentenversicherung, d.h., sie stocken den
Rentenbeitrag ihres Arbeitgebers nicht
freiwillig auf und erhalten somit keine
vollwertigen Leistungsanspriiche. Im Jahr
2011 nutzten laut der Minijob-Zentrale nur
5 Prozent der Minijobber im gewerblichen
und 7 Prozent in privaten Haushalten die
Moglichkeit der Beitragsaufstockung und
damit die Méglichkeit vollwertige Pflicht-
beitragszeiten in der Rentenversicherung
zu erwerben.

4.3 Phasen der Arbeitslosigkeit

Bereits kurze Phasen der Arbeitslosigkeit
reduzieren die zu erwartenden Rentenein-
kommen. Durch Kiirzung der Bezugsdauer
von ALG I rutschen Arbeitslose sehr viel
schneller in ALG II und verlieren damit
ihre Beitragspflicht zur gesetzlichen Renten-
versicherung. Zudem gelten seit Gesetzes-
dnderung von 2011 Zeiten mit Bezug von
ALG II nur noch als Anrechnungszeiten,

in denen keine Beitrdge in die Rentenver-
sicherung entrichtet werden, folglich ent-
stehen Rentenliicken.

Mit Daten der Versichertenkontenstich-
probe, herausgegeben von der Deutschen
Rentenversicherung, habe ich fiir die
Babyboomerinnen und den Frauen der
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Abbildung 4: Kumulierte Phasen der Arbeitslosigkeit
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Quelle: Riedmiiller/Schmalreck 2012. Datengrundlage: Versichertenkontenstichprobe (VSKT-SUF) 2008, eigene Berechnung.

Jahrginge 1947 bis 1951 die kumulierten
Monate der bis dahin registrierten Arbeits-
losigkeit (ALG I und ALG II bzw. Arbeits-
losenhilfe) erfasst (vgl. Abb. 4). Es zeigt
sich, dass die iberwiegende Majoritit der
Babyboomerinnen, insbesondere jene in
Ostdeutschland, in hohem Mafe von
Arbeitslosigkeit und der daraus resultie-
renden Rentenminderung betroffen sind.
Wobei man beim Vergleich zwischen Ost-
und Westdeutschland betonen muss, dass
ostdeutsche Frauen generell stirker in den
Arbeitsmarkt integriert sind und sich bei
unfreiwilliger Erwerbsunterbrechung eher
arbeitslos melden als westdeutsche Frauen.
Hier kann man von einer ,stillen Reserve*
unter den westdeutschen Frauen ausgehen,
die sich langfristig vom Arbeitsmarkt
zurilickgezogen haben, ohne sich arbeitslos
zu melden.

Die Babyboomerinnen weisen im Ver-
gleich zu den dlteren Frauen bereits heute
ldngere Zeiten der Arbeitslosigkeit auf.
Jeweils zwei Drittel der Babyboomerinnen
in Ost- und Westdeutschland waren von
Arbeitslosigkeit betroffen, dagegen nur
knapp die Hilfte der zwischen 1947 und
1951 geborenen Frauen. Wihrend die &lte-
ren Frauen eher in ihrer spaten Erwerbs-
phase arbeitslos waren, trat Arbeitslosig-
keit bei den jiingeren Geburtsjahrgingen
bereits in frithen Jahren der Erwerbstatig-
keit auf. Zuriickzufiihren ist dies insbe-
sondere auf die Auswirkungen der zuneh-
mend unglinstigen Arbeitsmarktlage in
Westdeutschland ab den 1980er Jahren.
Sowie dem Verlust an zahlreichen Arbeits-
plitzen in Ostdeutschland nach der deut-
schen Wiedervereinigung. Es ist dariiber
hinaus zu erwarten, dass sich dieser Trend
fiir die Babyboomerinnen in den néchsten
Jahren noch steigern wird. Erschreckend
sind insbesondere die langen Phasen
der Arbeitslosigkeit von 4 Jahren und mehr,
von denen ein Drittel der untersuchten
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geburtenstarken Jahrgidnge in den neuen
Bundesldndern betroffen sind.

Insgesamt lisst sich festhalten, Arbeits-
losigkeit stellt keine Randerscheinung
dar, sondern ist vielmehr ein Massenphéno-
men, von dem der Grof3teil der nichsten
Rentnergeneration betroffen ist.

4.4 Selbststandige Erwerbstatigkeit

Eine weitere Entwicklung auf dem Arbeits-
markt betrifft die zunehmende Zahl an
weiblichen Selbststindigen, die hdufig im
Dienstleistungssektor titig sind. Oftmals
reicht das Einkommen von selbststindigen
Frauen fiir eine armutsvermeidende Alters-
sicherung nicht aus. Ein Zeichen dafiir
etwa, dass sich die Zahl der selbststdndigen
Frauen und Minner, die ergdnzend ALG
II-Leistungen beziehen, in den letzten Jah-
ren enorm erhoht hat (2005: 48.000 [2009:
130.000 selbststdndige Leistungsbezieher).

4.5 Lange Erwerbsunterbrechungen wegen
Kindererziehung und Haushaltsfiihrung
Der enge Bezug der Rentenversicherung
zur Erwerbsbiografie fiihrt dazu, dass Frauen
durch Phasen der Kindererziehung, in
denen sie nicht oder nur eingeschrankt
erwerbstdtig sind, niedrigere Renten auf:
bauen als Madnner. Zwar existieren kompen-
sierende Mechanismen im System der Ren-
tenversicherung, wie bereits im vorherigen
Vortrag ausfiihrlich erldutert wurde. Aber
in der zweiten und dritten Sdule gibt es diese
sozialen ausgleichenden Faktoren nicht.
Nicht nur wihrend der geburtsbe-
dingten Erwerbsunterbrechung kommt es
zum Verdienstausfall, sondern auch nach
dem Wiedereinstieg sind Berufskarrieren
von Miittern im Vergleich zu Frauen ohne
Erwerbsunterbrechung durch deutliche
LohneinbufRen gekennzeichnet.

4.6 Familienbedingte Risiken

Zusdtzlich zu den erwerbsbedingten Risiken
der Altersarmut kommen die familien-
bedingten Risiken der Scheidung und der
Status alleinerziehend zu sein, die zwar

nicht in den Rentendaten zu finden sind,
aber sich anhand anderer Befunde zeigen
lassen. Etwa in den Daten zur Grundsiche-
rung und zum Bezug von ALG II Leistun-
gen, in der die Gruppe der Alleinerziehen-
den auffillt. Fir 31 Prozent der alleinerzie-
henden Frauen waren Transferzahlungen
wie ALG II die Haupteinnahmequelle.
Hingegen nur fiir 6 Prozent der Miitter in
Paarfamilien (vgl. Mikrozensus 2009).

5. Fazit und Handlungsempfehlungen

Es ist auf der Basis der vorliegenden
Prognosen tiber die kiinftigen Altersein-
kommen davon auszugehen, dass die
Altersarmut unter Frauen steigen wird und
die Witwenrente nicht mehr die Funktion
der Existenzsicherung einnehmen kann.
Damit verbunden ist die Frage, wie zu ver-
hindern ist, dass viele Frauen, die wegen
Erziehung ihrer Kinder nicht erwerbstitig
sind oder ihre Arbeitszeit reduzieren, im
Alter arm sind. Diese Frauen nur auf die
Grundsicherung im Alter zu verweisen,
lasst sich mit dem familienpolitischen Leit-
bild Deutschlands eigentlich nicht verein-
baren. Die wirksamste Strategie fiir eine
armutsvermeidende Alterssicherung ist es
deshalb, Frauen hochgradig in den Arbeits-
markt zu integrieren. Das bedeutet, dass
alle Barrieren, die diese Integration verhin-
dern, zur Disposition stehen miissen. Eine
Politik der Vereinbarkeit von Beruf und
Familie heif3t aber nicht nur die Schaffung
von mehr Kinderbetreuungspldtzen, son-
dern auch Verdnderungen von Arbeits-
zeit- und anderen arbeitsrechtlichen sowie
gleichstellungspolitischen Regulierungen.
Sie tangiert das Steuerrecht ebenso wie
Lohn- und Sozialpolitik, es ist eine lang-
fristige Querschnittsaufgabe.
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Aber auch in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung sind grundsétzliche und weitrei-
chendere Verdnderungen notwendig, ich
mochte einige Punkte aufzdhlen:

— Das Rentenniveau muss stabilisiert
werden, auf mindestens 50 Prozent des
Durchschnittseinkommens.

— Die Pflichtmitgliedschaft in der gesetz-
lichen Rentenversicherung sollte
auf alle Erwerbsfdhigen, d.h. auch auf
Hausfrauen, ALG II Bezieher, Mini-
jobber und Selbststindige erweitert
werden. Versicherungsliicken kdénnen
so verhindert werden.

Das Schweizer Modell mit einer Volksver-
sicherung in der alle Biirger einzahlen,
konnte Deutschland dabei als Vorbild
dienen. Auch Nichterwerbstitige leisten
einen Beitrag, der sich nach der individuel-
len Einkommens- und Vermogenssituation
richtet. Finanziert wird dies hauptsidchlich
im Umlageverfahren durch Beitrége der
Versicherten und Arbeitgeber, daneben
aber auch durch Zuschiisse aus allgemei-
nen Steueraufkommen. Auch ohne aktive
Teilnahme am Arbeitsmarkt sind Frauen
in der Schweiz besser abgesichert.

— Wiedereinfithrung der Versicherungs-
pflicht in der Rentenversicherung fiir
ALG 1II Bezieher. Fir die Zeiten des
Leistungsbezugs soll ein Anspruch ge-
wahrt werden, der den Rentenanwart-
schaften aus einem Einkommen ent-
sprechend der Geringfligigkeitsgrenze
entspricht.

— Stdrkung von Elementen des sozialen
Ausgleichs in der Rentenversicherung
wie die Aufwertung von Zeiten mit
niedrigem Einkommen. Eine steuerfi-
nanzierte Garantierente fiir langjihrig
Versicherte mit 30 oder mehr Versiche-
rungsjahren die zu einer Aufstockung
der Rente auf etwa 850 Euro fiihrt,

diirfte den Betroffenen zumindest die
Bediirftigkeitsprifung beim Grundsi-
cherungstriger ersparen.

Der Wissensstand der Frauen tiber die
Hohe ihrer kiinftigen eigenen und ab-
geleiteten Alterseinkommen ist gering.
Deshalb ist es dringend erforderlich,
dass die Informationen zur gesetz-
lichen- aber auch betrieblichen und
privaten Altersvorsorge transparenter
gestaltet werden. Verpflichtende be-
triebliche Beratungsseminare und eine
Erweiterung der Beratungsmoglich-
keiten der Rentenversicherungstrager
zu Fragen der Altersvorsorge kénnen
Abhilfe bieten.

Die abgeleiteten Anspriiche in der
Rentenversicherung suggerieren der
Ehefrau eine finanzielle Sicherheit
im Alter, die die Witwenrente jedoch
bekanntermal3en nicht mehr leisten
wird. Hier wire eine Anderung der
Renteninformation sinnvoll. Frauen
sollten neben ihrer eigenen Rente
auch die zu erwartende abgeleitete
Rente ihres Ehepartners in ihrer Ren-
teninformation erfahren. Familienori-
entierte Frauen mit geringen eigenen
Rentenanspriichen kénnte so der
Glaube genommen werden, dass der
Ehepartner fiir sie eine sichere Alters-
vorsorge darstellt.

Eine Vielzahl institutioneller und recht-
licher Regelungen benachteiligt nicht nur
Alleinerziehende zugunsten der Allein-
verdiener-Ehe, sondern hemmt auch die

Erwerbstitigkeit der Frau. Um nur einige

Beispiele zu nennen, bei denen es Ande-
rungen bedarf:

Durch die Mitversicherung der nicht
oder geringfiigig erwerbstitigen Ehe-
frau in der Krankenversicherung wird
kein Anreiz zur Aufnahme oder Aus-
weitung der Erwerbstdtigkeit geschaf-
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fen. Das Beamtenrecht ist noch grof3-
ziigiger und fordert den ,Zuverdiener-
Status“ der Ehefrau, indem sie bis

zu einer jahrlichen Einkommensgrenze
von etwa 18.000 Euro eine Beihilfe-
berechtigung erhilt.

— Gleiches gilt fiir das Ehegattensplit-
ting, welches sich besonders fiir Ehe-
madénner mit hohem Einkommen und
nicht erwerbstdtiger Ehefrau lohnt.
Diese grofRziigige Subventionierung
der Ehe unabhéngig von Kindern, setzt
finanzielle Fehlanreize und wirkt der
Erwerbstédtigkeit der Frau entgegen.
Das ungerechte Ehegattensplitting
sowie das umstrittene Betreuungsgeld
bieten erhebliche Spielrdume, die ge-
nutzt werden kénnten, um die Renten-
leistungen von Alleinerziehenden fiir
ihre besonderen Erziehungsleistungen
aufzustocken.

Noch ist es moéglich, die verfehlte Alters-
sicherungspolitik der letzten Jahre zu
korrigieren. In erster Linie muss es darum
gehen, die Risikogruppen, also Frauen und
ganz besonders Alleinerziehende deutlicher
im Blick zu haben als bisher!

Literatur

Bicker, G/ Kistler, E./ Stapf-Finé, H. (2011): Erwerbs-
minderungsrente Reformnotwendigkeit und Reformoptionen
Bonn: Friedrich-Ebert-Stiftung, Wiso Diskurs.

Berner, Frank (2009): Der hybride Sozialstaat, Frankfurt
M.: Campus Verlag.

BMAS (2014): Rentenversicherungsbericht 2014.

Cornelien, Waltraud 2005: Gender-Datenreport. 1. Da-
tenreport zur Gleichstellung von Frauen und Mdnnern in der
Bundesrepublik Deutschland im Auftrag des BMFSF], Miin-
chen.

Dedring, K-H./Deml, ]J./Déring, D./Steffen, ]./Zwiener,
R. (2010): Riickkehr zur lebensstandardsichernden und ar-
mutsfesten Rente, Bonn: Friedrich-Ebert-Stiftung, Wiso
Diskurs.

Deutsche Rentenversicherung Bund (2014): Renten-
versicherung in Zahlen 2014.

Geyer, Johannes (2011): Riester-Rente: Rezept gegen Al-
tersarmut?, DIW Wochenbericht.

Riedmiiller, Barbara/ Schmalreck, Ulrike (2011): Ei-
genstdndige Alterssicherung von Frauen. Bestandsaufnahme
und Handlungsbedarf. Bonn: Friedrich-Ebert-Stiftung, Wi-
so Diskurs.

Riedmiiller, Barbara/ Schmalreck, Ulrike (2012): Le-
bens- und Erwerbsverldufe von Frauen im mittleren Lebensal-
ter. Wandel und rentenpolitische Implikation Berlin, Berlin:
Freie Univ. Berlin, FB Politik- und Sozialwiss.,
http://edocs.fu-berlin.de/docs/receive[FUDOCS_docu-
ment_000000014219

Ruland, Franz (2007): Die gesetzliche Rentenversicherung
im Wandel der Herausforderungen. Zentrale Rentenreformen
nach 1957 bis 2007, in DRV (2007): Die gesetzliche Rente in
Deutschland — 50 Jahre Sicherheit durch Anpassungen, Berlin:
DRV Schriften Bd. 73.

‘WSI Report (2011): Frauen und Mdnner in Systemen be-
trieblicher Altersversorgung.



Wegweiser aus der Krise - wo geht es zur eigenstandigen Alterssicherung von Frauen? @




38

Christina Werder

Die Sozialversicherungsfachfrau
und Diplom-Sozialarbeiterin
war bis Februar 2015 Zentral-
sekretdrin des Schweizerischen
Gewerkschafsbundes (SGB),
Dossier Gleichstellungspolitik
und Krankenversicherung.

Bis 2014 war Christina Werder

mit dem Schwerpunkt Sozialver-

sicherungen in der Eidgenos-
sischen Kommission fiir Frauen-
fragen tétig.

Workshop |

Die Schweizer Mindestrenten -

Wirksames Instrument gegen Altersarmut?’
Input: Christina Werder, Zentralsekretdrin, Schweizerischer Gewerkschaftsbund
Moderation: Antje Asmus, VAMV Bundesverband

1. Das Rentensystem in der Schweiz

Das Schweizer 3-Sdulen-Modell der Alters-
vorsoge gilt als Erfolgsmodell, das im Aus-
land als wegweisend betrachtet wird. Mit
einem Mix aus staatlicher, beruflicher und
privater Vorsorge soll nach der Pensionie-
rung der Verlust des Erwerbseinkommens
kompensiert werden, so dass die dltere
Bevolkerung einen materiell abgesicherten
Ruhestand verbringen kann.

Jede der drei Sdulen verfolgt dabei ihr
eigenes Ziel: Die 1. Sdule, die Alters- und
Hinterlassenenversicherung (AHV), ist
dafiir zustindig, die Existenzsicherung
aller Rentnerinnen und Rentner nach
ihrer Pensionierung zu garantieren. Sie
basiert auf dem Umlageprinzip und wird
hauptséchlich anhand der Beitrdge von
Arbeitnehmenden und Arbeitgebern
finanziert, wobei auch Nichterwerbstitige
beitragspflichtig sind. Sie ist das grosste
Solidaritdtswerk in der Schweiz, denn
wihrend der Beitragssatz von 8,4 Prozent
auf den gesamten Lohn entrichtet werden
muss, sind die Rentenleistungen nach
oben begrenzt. Es findet somit eine Um-
verteilung von den Vermogenden zu den
weniger Vermogenden statt. Mit der
2. Sdule, der beruflichen Vorsorge, soll
die Fortsetzung der gewohnten Lebenshal-
tung in angemessener Weise ermoglicht
werden. Sie steht nur Personen offen, die
einer Erwerbstdtigkeit nachgehen und
deren Einkommen tiber dem Mindest-
jahreseinkommen von 21.150 Franken
liegt. Sie wird im Kapitaldeckungsverfah-
ren abgewickelt und anhand der Beitrige
von Arbeitnehmenden und Arbeitgebern
auf den koordinierten Lohn sowie anhand
der Renditen finanziert, welche die Vor-
sorgeeinrichtungen durch verniinftiges
Anlegen erwirtschaften. Dank dem Gut-
haben der 3. Sdule, dem privaten Sparen,
werden allfdllige Vorsorgeliicken geschlos-
sen, welche durch die ungentigenden

Ersatzquoten von 1. und 2. Sdule entste-
hen. Sie wird durch begrenzte Steuer-
abzugsmoglichkeiten gefordert. Ist die
Vorsorge liickenhaft und das Rentenein-
kommen reicht nicht aus, kénnen Rent-
nerinnen und Rentner Ergdnzungsleistun-
gen beantragen, das Schweizer Pendant
der deutschen Grundsicherung.

2. Wichtige 1. Sdule in der Absicherung von
Personen mit Betreuungsaufgaben und in
der Bekampfung der Altersarmut

Eine besondere Stellung im Drei-Sdulen-
system kommt der 1. Sdule, der AHV,

zu Gute und das aus mehreren Griinden:
Erstens, ist die AHV die einzige Sdule, die
auch Nichterwerbstitige und (Teilzeit-)
Erwerbstitige mit tiefen Einkommen
versichert. Nur dank ihr erhalten quasi
alle Rentnerinnen und Rentner im Alter
eine Rente. Zweitens sorgt die AHV

bei verheirateten und geschiedenen
Paaren dafiir, dass nicht ein Ehepartner
alleine im Alter die finanziellen Konse-
quenzen trigt, wenn er bzw. in den
allermeisten Fillen sie wegen Familien-
pflichten nicht immer 100 Prozent gear-
beitet hat indem die widhrend der Ehe
erworbenen Rentenanspriiche zwischen
den Eheleuten hilftig geteilt werden
(Splitting). Drittens werden fiir die
mehrheitlich von Frauen geleistete unbe-
zahlte Familien- und Pflegearbeit Erzie-
hungs- und Betreuungsgutschriften mit
positiver Wirkung auf die Rentenhohe
angerechnet. Erziehungsgutschriften wer-
den dabei fiir jedes Jahr, in dem eins oder
mehrere Kinder unter 16 Jahren betreut
wurden, gutgeschrieben. Auch die bei

der Berechnung der Renten verwendete
Rentenformel, die die Renten bei tieferen
Einkommen schneller steigen lésst als bei
hoheren, kommt u.a. Personen, welche
durch ihre Betreuungsaufgaben bei der
Aufnahme einer bezahlten Beschiftigung

1 Schriftfassung: Christina Werder, Zentralsekretdrin, Schweizerischer Gewerkschaftsbund und Jasmin Aregger, wissenschaftliche

Mitarbeiterin, Schweizerischer Gewerkschaftsbund
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eingeschrankt werden, zu Gute. Anders als
in Deutschland sieht die AHV zudem eine
gesetzliche Mindestrente von 1.175 Franken
pro Monat vor. Diese kann allerdings un-
terschritten werden, wenn Beitragsliicken
bestehen.”

In der Praxis fiihrt diese Ausgestaltung
der AHV dazu, dass die durchschnittlichen
Renten von Frauen und Ménnern, von
Geschiedenen und Ledigen und von Ver-
heirateten sowieso praktisch gleich hoch
sind. Bei Alleinstehende Personen betrégt
sie im Durchschnitt rund 2.000 Franken,
wobei rund 30 Prozent die Maximalrente
von 2.350 Franken erhalten. Bei Ehepaaren
betrigt die Rente im Durchschnitt 3.360
Franken pro Monat, wobei 60 Prozent die

Maximalrente von 3.525 Franken erhalten.’

Trotzdem herrscht nicht nur eitel
Sonnenschein bei der AHV. Denn leider
sind ihre Renten in den meisten Féllen
zu niedrig, um alleine erfolgreich die
Finanzierung der minimalen Lebenskosten
zu garantieren. Die Pensionierten sind
angewiesen auf Einkommen aus den bei-
den anderen Sédulen der Altersvorsorge
oder auf die Hilfe von bedarfsabhingigen
Zusatzleistungen (Ergdnzungsleistungen,
Beihilfen, Gemeindezuschiissen, Pramien-
verbilligung). In der beruflichen Vorsorge
und der privaten Vorsorge spielen jedoch
die Erwerbsbiographie und die erzielte
Entlohnung wiederum eine wichtige Rolle

bei der Hohe der Rente, so dass Personen
mit Betreuungsaufgaben im Alter oftmals
schlechter abgesichert sind.

2 Weniger als 1.775 Franken pro Monat erhalten aktuell 4 Prozent der Rentnerinnen und Rentner.
3 Bei Ehepaaren wird die Summe der beiden Renten auf 150 Prozent der maximalen AHV-Rente fur Einzelpersonen plafoniert.
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Antje Asmus

Die Politologin ist wissenschaft-
liche Referentin beim VAMV

mit den Schwerpunkten
Familien- und Gleichstellungs-
politik, Sozialrecht und Armut.

Resiimee des Workshop |

In Ihrem Vortrag zur Alterssicherung in
der Schweiz prisentierte Christina Werder
ein im Vergleich zu Deutschland anders
gelagertes Modell. Im Rahmen der Fach-
tagung ging es darum, die Schweizer
Mindestrente aus der Sicht Alleinerziehen-
der zu hinterfragen und zu diskutieren,
welche Elemente in das deutsche System
libertragen werden sollten.

Problematisiert wurde, dass auch in
Deutschland die 2. Sdule der beruflichen
Vorsorge angesichts der Situation von
Frauen und Miittern am Arbeitsmarkt
einerseits und dem hohen Anteil atypi-
scher Beschiftigungsverhdltnisse anderer-
seits nur fiir Personen eine gute Mog-
lichkeit zum Aufbau von Rentenanwart-
schaften ist, die langjdhrig, durchgdngig
und bei guter Bezahlung erwerbstitig
sein konnen. In dieser Gruppe sind Allein-
erziehende unterreprasentiert.

Als problematisch gerade fiir Allein-
erziehende wurde erachtet, dass in der
Schweiz wie derzeit auch in Deutschland
gute Renten in der Regel erst mithilfe
privater Vorsorge in Aussicht stehen. Diese
private Vorsorge konnen sich Alleinerzie-
hende tiberdurchschnittlich oft nicht leis-
ten und das Abstellen der Alterssicherung
auf diese Sdule privilegiert nur bestimmte
andere Personengruppen.

Hingegen wurden die solidarischen
Elemente des Rentenmodells in der
Schweiz, welche in der 1. Sdule der Alters-
und Hinterlassenenversicherung (AHV)
verankert sind, von den Teilnehmer/innen
des Workshops positiv bewertet. Vor dem
Hintergrund, dass in Deutschland anders
als in der Schweiz eine grof3e Rentenliicke
zwischen Frauen und Médnnern beziiglich
ihrer eigenstindigen Anspriiche aus der
gesetzlichen Rentenversicherung besteht,
zeigten die Teilnehmer/innen grofles
Interesse an der Ausgestaltung der AHV als
Volksversicherung. Der Verzicht auf eine
Beitragsbemessungsgrenze bei der Bestim-
mung der Rentenbeitrdge zur gesetzlichen
Rentenversicherung, wie sie das deutsche

System kennt, die Auszahlung einer Min-
destrente und die Begrenzung auf eine
Maximalrente, das obligatorische Splitting
erworbener Rentenanspriiche wahrend
der Ehe sowie Erziehungsgutschriften fiir
die Betreuung von Kindern bis 16 Jahre
sind aus Sicht der Teilnehmenden sinn-
volle Instrumente im Sinne der Umvertei-
lung und der Geschlechtergerechtigkeit.
Daneben schitzten die Teilnehmer/innen
die Regelung, wonach Zeiten des Bezuges
von staatlichen Grundsicherungsleis-
tungen keine Ausfallzeiten in der AHV
bedeuten, im Vergleich zum Gegenteil

als gerechter ein, da jene Ausfallzeiten
wie Erwerbslosigkeit mitunter strukturell
bedingt und weniger individuell zu ver-
antworten sind. Es wurde geschlussfolgert,
dass von einer Ubertragung jener solida-
rischen Elemente in die deutsche gesetz-
liche Rentenversicherung Personen mit
geringen Einkommen und damit Alleiner-
ziehende durchaus profitieren wiirden.
Voraussetzung wére jedoch ein armuts-
festes Niveau der Mindestrente.

Sowohl fiir die Schweiz als auch fiir
Deutschland wurde als Fazit ebenfalls
festgehalten, dass es einer ergdnzenden
Arbeitsmarktpolitik fiir Frauen als Voraus-
setzung guter Renten bedarf. Erst recht,
solange keine Mindestrenten in aus-
reichender Hohe verankert werden. Die
Notwendigkeit ein existenzsicherndes
Einkommen iiber den Lebensverlauf
hinweg erzielen zu kénnen, um als Frau
und Mutter mit Phasen des Alleiner-
ziehens auch im Alter nicht in Armut
leben zu miissen, wurde betont. Erst ein
auskéommliches Einkommen mittels einer
guten sozialversicherungspflichtigen
Beschiftigung ermogliche gegebenenfalls
betriebliche sowie private Vorsorge.
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Dr. Ingeborg Rasch

war bis zu ihrer Pensionierung
im Februar 2015 am Kammer-
gericht Berlin als Richterin, die
letzten Jahre in einem Familien-
senat. Zwischen 1978 und 1990
war Dr. Ingeborg Rasch als

Rechtsanwaltin und Notarin titig.

Seit 1991 hat sie als Richterin

in Berlin gearbeitet, von 1993
bis 2002 am Familiengericht und
von 2002 bis 2015 am Kammer-
gericht.

Workshop Il

Versorgungsausgleich in der Praxis

Input: Dr. Ingeborg Rasch, Richterin i.R.

Moderation: Sigrid Andersen, VAMV Bundesverband

1. Einleitung

In der Einladung zu dieser Fachtagung
wird darauf hingewiesen, dass der so
genannte Gender Pension Gap im Jahr 2011
bei knapp 60 Prozent gelegen hat. D.h.
Frauen erhalten knapp 60 Prozent weniger
Altersversorgung als Mdnner. Dieser Wert
hat mich tiberrascht und ich habe mir das
Forschungsergebnis in der Broschiire des
Bundesministeriums fiir Familie (BMFSE])’
angesehen. Darin bin ich auf eine weitere
und sehr interessante Zahl gestoRRen:
Geschiedene Eheleute weisen einen deut-
lich geringeren Gender Pension Gap auf,
nimlich nur 18.8 Prozent.”

Es ist klar, dass dieser wesentlich kleinere
Wert auf den Versorgungsausgleich bei
Scheidung zurtickzufiihren ist. Denn beim
Versorgungsausgleich verteilt das Familien-
gericht die in der Ehezeit erwirtschafteten
Rentenanwartschaften gleichmif3ig auf
beide Eheleute. Ein Teil der Rentenanwart-
schaften des Mannes wird zu eigenen Ren-
tenanwartschaften der Ehefrau umgewan-
delt. Hierdurch verringert sich die spitere
Hoéhe der Alterssicherungseinkommen der
geschiedenen Méanner, wihrend das Versor-
gungsniveau der Frauen steigt.’

Mit anderen Worten: der Versorgungs-
ausgleich hat sich in der Praxis bewihrt.
Der Versorgungsausgleich hat das Ziel,
das in der Ehe erworbene Vorsorgever-
mogen gleichméillig zu verteilen. Und die
statistischen Zahlen belegen, dass ihm das
gelingt. Der Versorgungsausgleich trigt
dazu bei, dem ausgleichsberechtigten Ehe-
gatten — in der Regel den Ehefrauen - eine

gleichwertige und eigenstidndige soziale
Versorgung im Alter oder bei Erwerbs-
unfihigkeit zu verschaffen. Damit wird
fehlende eigenstidndige Versorgung, viel-
fach verursacht durch die tbernommene
liberwiegende Betreuung der Kinder und
den entsprechenden Folgen fiir die weitere
Erwerbsbiographie, zumindest fiir die
Ehezeit ausgeglichen.

Zuweilen wird gefragt, ob die Durch-
fiihrung des Versorgungsausgleichs bei der
Scheidung ,,von Amts wegen®, (d.h. nicht
nur auf Antrag eines Ehegatten) noch zeit-
gemiR sei.’ Die Antwort lautet leider: ,Ja“.
Nach wie vor stecken in der Regel Frauen
gegentiiber Mdnnern beruflich zuriick,
wenn Angehérige versorgt werden miissen.
Zwar waren im Jahr 2011 in Deutschland
immerhin 71 Prozent der Frauen erwerbs-
titig.’ Jedoch ist Teilzeitarbeit immer
noch eine Frauendomaine. Fast jede zweite
Frau arbeitet weniger als 32 Wochen-
stunden. Und als Hauptgrund fiir die Teil-
zeittitigkeit gibt wiederum jede zweite
Frau an, sie betreue die Kinder oder pflege
Angehorige, bzw. habe sonstige familidre
Verpflichtungen.’

Eine Trendumkehr ist nicht in Sicht.
Nach einer Pressemitteilung des statis-
tischen Bundesamts vom 12. Mai 2015
betrug im Jahr 2013 die durchschnittliche
Arbeitszeit von erwerbstitigen Miittern
rund 27 h pro Woche, wihrend die durch-
schnittliche Arbeitszeit der gleichaltrigen
erwerbstidtigen Viter bei knapp 42 h pro
Woche lag (gegentiber nur 41 Wochenstun-

den von Minnern ohne Kinder).”

1 BMFSFJ (2011): Gender Pension Gap, Untersuchung des Fraunhofer Instituts.

2 BMFSFJ (2011), Gender Pension Gap, S. 14.

3 Eine Identifizierung solcher Anwartschaften aus dem Versorgungsausgleich ist nach der Untersuchung des Fraunhofer In-
stituts zum Gender Pension Gap nicht moglich. Es lasse sich nicht ermitteln, welcher Teil der Alterssicherungseinkommen
geschiedener Frauen auf Anwartschaften aus dem Versorgungsausgleich zurtickzufihren sind. Auch eine Abschatzung des
Umfangs dieser aus dem Versorgungsausgleich stammenden Einkommensbestandteile sei anhand der dem Institut vorlie-
genden Daten nicht maglich.

4 Haul/Buhrer (2014): Versorgungsausgleich und Verfahren in der Praxis, 2. Aufl, Rn. 26; vgl. auch die Vorschlage von Weinreich,
FuR, 2015, Seite 189.

5 Statistisches Bundesamt (2012): Frauen und Ménner auf dem Arbeitsmarkt, S. 6.

6 Statistisches Bundesamt(2012): a.a.0,, S. 42.

7 Abgedruckt in NZFam 2015, Heft 10, S. VII.
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Wir brauchen also den Versorgungsaus-
gleich, weil er dafiir sorgt, dass die Aus-
gleichsberechtigten — d.h. in der Regel die
Miitter — mit der Scheidung eine (héhere)
eigenstindige Alterssicherung erhalten.

2. ,Halbteilung” im Versorgungsausgleich
Der Versorgungsausgleich ist 2009 mit
dem Versorgungsausgleichsgesetz vollig
neu gestaltet worden. Und es stellt sich
die Frage, ob der Versorgungsausgleich
in neuer Gestalt ebenso effektiv wirkt wie
der alte, ggf. wo nachgebessert werden
miisste. Um Ihnen diese Frage zu beant-
worten, muss ich das Strukturmerkmal
der Halbteilung im Versorgungsausgleich
und seine Umsetzung ndher erldutern.
Die Halbteilung der in der Ehezeit er-
worben Versorgungsanwartschaften war
und ist das Ziel des Versorgungsaus-
gleichs. Jeder Ehegatte soll mit der Schei-
dung zur Hélfte am Versorgungsvermdgen
beteiligt werden (Grundsatz der Halb-
teilung).

2.1 Blick in die Vergangenheit

2.1.1 Das Prinzip des Einmalausgleichs

Das frithere Recht des Versorgungs-
ausgleichs strebte die Halbteilung der
Versorgungsanwartschaften mit dem Ein-
malausgleich an. Bei beiden Ehegatten
wurden die dem Versorgungsausgleich un-
terliegenden Versorgungsanrechte addiert,
die Summen wurden einander gegeniiber-
gestellt und die Hilfte der Differenz ergab
den Ausgleichsanspruch eines Ehegatten
(§8 1587 a Abs. 1, 1587 g Abs. 1 BGB a.F.). Der
Ausgleich ging also nur in eine Richtung.
Dabei erfolgte der Ausgleich selbst zumeist
mithilfe der gesetzlichen Rentenversiche-
rung oder privat zwischen den Eheleuten
(durch Beitragsentrichtung zur gesetzli-
chen Rentenversicherung oder durch den
schuldrechtlichen Versorgungsausgleich).

2.1.2 Schwiichen des Einmalausgleichs

Der Einmalausgleich hatte Schwichen.
Wenn man eine Summe bilden und sie
einer anderen Summe gegeniiber stellen
will, miissen die einzelnen Rechnungs-
posten gleichwertig sein. Die einzelnen
Versorgungssysteme — insbesondere die be-
triebliche Altersversorgung und die private
Altersvorsorge — sind jedoch sehr unter-
schiedlich ausgestaltet. Deshalb wurden
frither zundichst alle Versorgungsanrechte
mit den Rentenanwartschaften in der
gesetzlichen Rentenversicherung verglichen
und - wenn sie an Dynamik, versichertem
Risiko, etc. nicht vergleichbar waren - in
Anrechte der gesetzlichen Rentenversiche-
rung umgewertet. Dies geschah mit Hilfe
der Barwertverordnung, die aber zuneh-
mend als ,veraltet” in der Kritik stand. Die
Umwertung aufgrund der BarwertVO fiihrte
jedenfalls zu Wertverzerrungen, meist zu
Lasten der Ausgleichsberechtigten. Insbe-
sondere die Anrechte der betrieblichen
Versorgung (der sog. ,,2. Sdule“ der Alterssi-
cherung) und der privaten Vorsorge (der
»3. Sdule” der Altersvorsorge) wurden nur
mit einem Teil ihres tatsdchlichen Werts
ausgeglichen. Die rechnerische Halbteilung
im Versorgungsfall wurde mithin hiufig
verfehlt, was das BVerfG verfassungsrecht-
lich als ,nicht haltbar“ angesehen hat.’

2.2 Strukturreform durch das Versorgungs-
ausgleichsgesetz

2.2.1 Der ,Hin- und Her” Ausgleich

Um die Schwiche des alten Rechts zu ver-
meiden, soll im geltenden Recht jedes Ver-
sorgungsanrecht, das einer der Eheleute in
der Ehezeit erworben hat, innerhalb des
jeweiligen Versorgungssystem zwischen
den Ehegatten geteilt werden. Das Gesetz
bezeichnet diese Ausgleichsform als interne
Teilung (§ 10 Abs. 1 VersAusglG).

8 Das BVerfG hat in seiner Entscheidung vom 2. Mai 2006 (1 BvR 1275/9, FamRZ 2006, 1000) ausgefuihrt, dass die Anwendung
der alten Fassung der Tabelle der Barwertverordnung zu verfassungsrechtlich nicht haltbaren Ergebnissen fihre.
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Folgen der internen Teilung:

— jegliche Umwertung entfillt;

— auch die Tréger der Altersvorsorge in
der Privatwirtschaft sind verpflichtet,
am Versorgungausgleich mitzuwirken.

In Ausnahmefillen kommt eine externe
Teilung (§ 14 Abs. 1 VersAusglG) in
Betracht. Der Versorgungstriger des Aus-
gleichspflichtigen kann eine externe
Teilung anstelle der internen Teilung
verlangen, u.a. wenn der Ausgleichswert
des Anrechts gering ist (§ 14 Abs. 2

Nr. 2 VersAusglG)® oder — bei bestimmten
Betriebsrenten — ebenfalls einen be-
stimmten Grenzwert nicht iiberschreitet
(§ 17 VersAusglG).

Im Fall der externen Teilung findet
ein Transfer zwischen zwei Versorgungs-
tragern statt.”’ Der Versorgungstrager der
Quellversorgung zahlt den halben Wert
des Anrechts als Einmalbetrag in ein
anderes Versorgungssystem ein, welches
der ausgleichsberechtigte Ehegatte als
Zielversorgung gewdhlt hat. Bildhaft aus-
gedriickt: In Fall der externen Teilung wird
das Kuchenstiick nicht geteilt und beide
Halften auf einer Platte belassen (interne
Teilung), sondern das abgeteilte Stiick wird
auf einen anderen Teller gelegt (externe
Teilung)."

2.2.2 Lob und Kritik

Hat die Strukturreform ihr erklirtes
Ziel, Versorgungsanwartschaften gerecht
zu teilen, erreicht?

a.) Die Antwort fillt grundsétzlich positiv
aus. Die unmittelbare Teilhabe an einer
Betriebsrente, privater Altersvorsorge

(z.B. Riesterrente, Riiruprente) ist fiir
den/die Ausgleichsberechtigte/n attraktiv.
Welche Vielfalt an Ausgleichsméglich-
keiten entstanden sind, zeigen die
verdffentlichten familiengerichtlichen
Entscheidungen:

Beispiele

Im Wege der internen Teilung wird zu
Lasten des vom Antragsteller bei der
Bosch Pensionsfonds AG erworbenen
Anrechts ,BPF Mitarbeiterbeitrage
(brutto)” (baV-ID 74701) nach Mal3-
gabe des Teilungsvorschlags der
Bosch Pensionsfonds AG vom ... zu-
gunsten der Antragsgegnerin ein
Anrecht in Hohe von 464,6777 Anteilen
in Sicherungsvermogensabteilung A,
bezogen auf den ..., nach MaBgabe
des Pensionsplans ,BoschRendit” ... in
der jeweils gultigen Fassung Ubertra-
gen. (OLG Celle, NJW 2012, 3521)

Im Wege der internen Teilung wird

zu Lasten des fiir den Antragsgegner
beim Telekom Pensionsfonds a.G.
gemal3 Pensionsplan 2001 (Stand:
11/2009) bestehenden Anrechts
(Vorsorgedepot Nr. ...) zugunsten der
Antragstellerin ein auf den 31. Januar
2011 bezogenes Anrecht in Hohe von
13,5579 Fondsanteilen der Abteilung
A nach MaBgabe der Teilungsordnung
zum Pensionsplan 2001 (Stand: 13. Sep-
tember 2010) bei Teilungskosten in
Ho6he von 200 Euro Ubertragen. (BGH

FamRZ 2014, 1983)

9 Der Grenzwert nach § 14 Abs. 2 Nr. 2 VersAusglG betrdgt 2015: monatliche Rente von 56,70 € oder Kapitalwert des Anrechts

von 6804 €.

10 Wick, Hartmut (2013): Versorgungsausgleich, 3. Aufl, Rn. 508.

11 Haufl/Buhrer (2014), a.a.0, Seite V.



,Im Wege der internen Teilung wird
zu Lasten des Anrechts des Ehe-

mannes bei dem Versorgungstrager B
... Lebensversicherungs-AG (Az.: ...) zu
Gunsten der Ehefrau ein Anrecht in
Hohe von 3.158,00 Euro, bezogen auf
den 28.02.2013, Ubertragen. Die an-
teiligen Schlussiiberschiisse in Hohe
von 7,77 Euro und 7.710,66 Euro
werden auf den neuen Vertrag Uber-
tragen. Es gilt die Teilungsordnung
vom Oktober 2009 mit der Einschran-
kung, dass fur den neuen Vertrag
nicht der aktuelle Garantiezins von
1,75 Prozent gilt, sondern der gleiche
Zins wie beim Ausgangsvertrag in
Hohe eines Garantiezinses von 2,25
Prozent.” (Schleswig-Holsteinisches
OLG, FamRZ 2014, 1113)

b.) In einem Punkt verfehlt jedoch das
VersAusglG die rechnerische Halbteilung
im Versorgungsfall, und zwar bei der
externen Teilung (insbesondere nach

§ 17 VersAusglG).

Ich moéchte das anhand eines Falles
erkldren:

Der Ehemann (47 Jahre) beantragt

im April 2011 die Scheidung von
seiner Frau (ebenfalls 47 Jahre). Der
Ehemann hat u. a. eine betriebliche
Altersversorgung bei der Firma S.
Aus dieser wirde er - ohne Versor-
gungsausgleich — ab dem 65. Lebens-

jahr eine Altersrente in Héhe von
monatlich 1.321 Euro (nur Ehezeitan-
teil) erhalten. Den Kapitalwert dieser
monatlichen Versorgung errechnet
die Firma S. mit 124.356 Euro. Sie ver-
langt deshalb nach § 17 VersAusglG
die externe Teilung.

In diesem Fall wird die Erwartung der
Eheleute, der Ehefrau werde im Alter
eine Rente in Hohe von (1.321/2 =)
ca. 660 Euro zustehen, massiv ent-
tauscht werden.

Denn im Fall der externen Teilung
wird die Firma S. zwar die Halfte des
Kapitalwerts (124.356 / 2 =) 62.178
Euro in ein von der Ehefrau benann-
tes Versorgungssystem einzahlen,
wobei in der Praxis in aller Regel nur
die Versorgungsausgleichskasse als
Zielversorgung in Betracht kommt.
Aus dieser Kasse wiirde die Ehefrau
indes lediglich eine garantierte Alters-
rente in Hohe von 282 Euro monatlich
erhalten.

Der Ehemann wird also im Alter von
65 Jahren von der Firma S eine Rente
von 661 Euro erhalten, die Ehefrau
dagegen voraussichtlich nur eine
Rente von 282 Euro. Im Ergebnis
erhalt die Ehefrau nur ca. 20 Prozent
der Versorgungsanwartschaften des
Ehemannes, allein dem Ehemann
verbleiben (immerhin) 50 Prozent der
erarbeiteten Betriebsrente.
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Es sind zwei Faktoren, die zu diesem
Ergebnis fithren. Der erste Grund liegt in
der Bewertung der betrieblichen Versor-
gung. In der Praxis bewerten Arbeitgeber
Anwartschaften auf eine betriebliche
Altersversorgung — stark vereinfacht aus-
gedriickt - in Hohe der hierfiir zuldssigen
bilanziellen Riickstellung. Hierfiir wird

die Summe der im konkreten Fall voraus-
sichtlich anfallenden Rentenzahlungen
abgezinst auf das Kapital, welches derzeit
zu Verfiigung stehen muss, um spéter die
zugesagte Altersversorgung aufbringen zu
konnen. Dabei fillt die Abzinsung umso
hoéher aus, je hoher der angewandte Rech-
nungszinssatz ist. Derzeit ist der fiir die
Abzinsung von langfristig filligen Altersver-
sorgungsverpflichtungen zuldssige Zinssatz
recht hoch, ndmlich 4,53 Prozent im Dezem-
ber 2014.” (In unserem Beispielsfall war der
verwendete und damals giiltige Zinssatz
sogar noch hoéher, ndmlich 5,14 Prozent.)

Je héher aber der Rechnungszinssatz, desto
geringer ist das vorzuhaltende Kapital, mit-
hin der Kapitalwert des Anrechts.

Der zweite Grund liegt darin, dass die
Versorgungsausgleichskasse mit dem ein-
gezahlten Kapital am Markt wirtschaften
muss und Versorgungseinrichtungen
keine Renditen von 5,14 Prozent oder auch
nur von 4, 35 Prozent erzielen kénnen.
Die Sorgen der Lebensversicherungen an-
gesichts des schwichelnden Kapitalmarkts
dirften bekannt sein.

Fazit: Die externe Teilung von Betriebsren-
ten fithrt — wie frither ihre Umwertung
anhand der Barwertverordnung — zu Wert-
verzerrungen, die absehbar zu Lasten des/
der Ausgleichsberechtigen gehen.

Welche Moglichkeiten/Losungsmog-
lichkeiten gibt es, um die Benachteiligung
eines Ausgleichsberechtigten durch die
externe Teilung zu vermeiden?

- Einzelne Gerichte, ndmlich das OLG
Hamm" und das OLG Niirnberg",
haben zu helfen versucht. Sie haben
— mit unterschiedlicher Begriindung —
bei der Bewertung des auszugleichen-
den Anrechts einen niedrigeren Rech-
nungszins eingesetzt und so den Wert
des Ehezeitanteils einer betrieblichen
Altersversorgung nach oben korrigiert.

Ob dieser Weg gangbar sein wird, wird
voraussichtlich vom Bundesgerichtshof
und ggf. auch vom Bundesverfassungs-
gericht abhidngen. Dem BGH liegt

seit ca. anderthalb Jahren eine Rechts-

beschwerde zu diesem Thema vor."

— Eine andere Moglichkeit besteht darin,
§ 17 VersAusglG vollstindig zu streichen.
Denn nach § 17 VersAusglG ist ein
Arbeitgeber, der eine Direktzusage
erteilt hat oder die betriebliche Alters-
vorsorge mittels einer Unterstiitzungs-
kasse durchfiihrt, berechtigt, bei einem
Ausgleichswert bis zu 72.600 Euro
(Grenzwert im Jahr 2015) die interne
Teilung zu verweigern und die externe
Teilung zu verlangen. Erst ab einem
Ausgleichswert von mehr als 72.600
Euro muss das jeweilige Anrecht intern
geteilt werden.”

12 Siede, zzt. BMJV, FamRB 2015, 70, 72 m. w. Nachw.
13 OLG Hamm, FamRZ 2012, 1306 (nur LS).
14 OLG Nurnberg, FamRZ 2014, 1023 und 1703.

15 BGH XII ZB 615/13 (Rechtsbeschwerde gegen die Entscheidung des OLG Frankfurt vom 1.10.2013, FamRZ 2014, 760.
16 Im Jahr 2011 betrug der Grenzwert nur 66.000 €, weshalb in meinem Beispielsfall mit einem errechneter Ausgleichswert

von 62.178 € die Firma S. die externe Teilung verlangt hat.
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In diese Richtung ist der Deutsche An-
waltsverein initiativ geworden” und die
Fraktion ,Blindnis 90/Die Griinen“ sowie
einige Abgeordnete des Bundestages
haben einen Gesetzentwurf eingebracht,
wonach § 17 VersAusglG aufgehoben wer-
den soll.” In der Initiativstellungnahme
des Deutschen Anwaltsvereins wird darauf
hingewiesen, dass ,,die Betriebe in uner-
wartet hohem AusmafR, gerade wegen der
sinkenden Renditen kapitalgedeckter
Versorgungssysteme, von der Moglichkeit
externer Teilung betrieblicher Direktzu-
sagen und Versorgungen aus Unterstiitzungs-
kassen Gebrauch gemacht haben. Letzt-
endlich wiirden sie auf diese Weise teure
Versorgungen billig los.”

Welche Forderungen der VAMV in
dieser in Fachkreisen sehr umstrittenen
Frage an die Politik stellen will, stelle ich

zur Diskussion.

3. Vereinbarungen zum Versorgungsaus-
gleich zwischen den Ehegatten

3.1 Regelung nach dem Versorgungs-
ausgleichsgesetz

Im Gegensatz zu frither sind heute nach
dem Versorgungsausgleichsgesetz Verein-
barungen der Eheleute zum Versorgungs-
ausgleich grundsitzlich erwiinscht.”

3.1.1 Regelungsbefugnisse der Ehegatten

Die Ehegatten konnen Vereinbarungen

iiber den Versorgungsausgleich schlieRen

(§ 6 Abs. 1 Satz 1 VersAusglG). Sie kénnen

ihn insbesondere ganz oder teilweise

— in die Regelung der ehelichen Vermo-
gensverhdltnisse einbeziehen,

- ihn (ganz oder teilweise) ausschlieRen
sowie

- dem schuldrechtlichen Versorgungs-
ausgleich vorbehalten.

3.1.2 Formerfordernis

Eine solche Vereinbarung tiber den Versor-
gungsausgleich kann jederzeit geschlossen
werden: vor der Eheschliefung, nach

der Heirat oder im Zusammenhang mit
Trennung und Scheidung. Sie muss

aber notariell beurkundet werden, wenn
sie vor Rechtskraft einer Entscheidung
liber den Wertausgleich bei der Scheidung
abgeschlossen wird.

3.1.3 Bindung der Gerichte

Die Vereinbarung tiber den Versorgungs-
ausgleich bedarf keiner gerichtlichen
Genehmigung, sie muss aber einer Inhalts-
und Austibungskontrolle standhalten

(§ 8 Abs. 1 VersAusglG). Ist das der Fall,
muss das Familiengericht die Vereinba-
rung umsetzen, es ist an die Vereinbarung
gebunden.

17 Initiativstellungnahme des Deutschen Anwaltsvereins, FamRZ 2013, 929; vgl. hierzu auch die teils zustimmende, teils ab-
lehnende Stellungnahme der Versorgungsausgleichskommission des Deutschen Familiengerichtstages, FamRZ 2013, 1277.
18 BT-Drucks. 18/3210; kritisch dazu Siede, zzt. BMJV, FamRB 2015, 70 ff.

19 BT-Drucks. 16/10144, S.39 und 51.
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3.2 Verzichtsmoglichkeiten:

ein neues Gefiahrdungspotenzial fiir

den Versorgungsausgleich?

Dass die Ehegatten den Versorgungsaus-
gleich in notariell beurkundeten Vertrigen
ganz oder teilweise ausschlieRen kénnen
(§ 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 VersAusglG), ist
nicht neu. Diese Moglichkeit bestand im
Hinblick auf die Vertragsfreiheit grund-
sdtzlich auch nach altem Recht. Von der
Rechtsprechung ist hierzu eine Inhalts-
kontrolle™ der Vereinbarungen entwickelt
worden, die in zwei Stufen erfolgt:

— In der ersten Stufe, der WirksambKkeits-
kontrolle, ist zu priifen, ob der Vertrag
schon zur Zeit des Vertragsschlusses sit-
tenwidrig und damit nichtig war
(§ 138 BGB). Sittenwidrigkeit kann eine
Vereinbarung sein, wenn sie zu einer
evident einseitigen Lastenverteilung der
Eheleute fithrt und sich ein Ehepartner
bei Abschluss der Vereinbarung in einer
deutlich unterlegenen Verhandlungs-
position befand.

— War der Vertragsabschluss selbst nicht
sittenwidrig, so ist in der zweiten Stufe,
der Austibungskontrolle, zu priifen,
ob sich der begiinstigte Ehepartner
noch auf den Vertrag der Eheleute
berufen darf oder er damit Rechtsmiss-
brauch (§ 242 BGB) betreibt. Hierfiir ist
Voraussetzung, dass ein Ehegatte auf
Grund einer einvernehmlichen
Anderung der gemeinsamen Lebensum-
stinde keine hinreichende Alterssiche-
rung besitzt und dieses Ergebnis mit
dem Gebot der ehelichen Solidaritét
schlechthin unvereinbar erscheint.”

Diese Inhalts- und Ausiibungskontrolle
von Ehevertrdgen ist in § 6 Abs. 2 und

§ 8 Abs. 1 VersAusglG ausdriicklich in das
Versorgungsausgleichsgesetz iibernommen
worden, um weiter sicherzustellen, dass
Vereinbarungen zum Versorgungsaus-
gleich nicht zu einer evident einseitigen
Belastung des schwéacheren Ehepartners
werden diirfen.”

Allerdings greift die Inhaltskontrolle
eher bei massiven Beschrankungen des
Rechts auf den Versorgungsausgleich
durch.” Sobald die Eheleute ,nur* eine
unausgewogene, aber etwas differenzier-
te Vereinbarung getroffen haben, ist es
schwer, nachtriglich berechtigte Interes-
sen durchzusetzen.”

Zu beachten ist auch, dass die
Familiengerichte bei sog. scheidungsnahen
Vereinbarungen zwar auch eine Pflicht
zur Kontrolle der Vereinbarung haben.
Es besteht aber keine Verpflichtung des
Gerichts, von Amts wegen umfassende
Ermittlungen zu den wirtschaftlichen
Folgen eines etwaigen Verzichts auf den
Versorgungsausgleich durchzufiihren.”
In der Praxis wird die WirksamKkeit einer
Vereinbarung zum Versorgungsausgleich
daher nur dann (intensiv) gepriift, wenn
der benachteiligte Ehepartner diese
Vereinbarung zum Versorgungsausgleich
angreift, welche dann auch meist geraume
Zeit vor Trennung und Scheidung
geschlossen wurde.

3.3 Vorteil des Neuregelung: gréB3eres
Gestaltungspotenzial

Es war ein Anliegen des Gesetzgebers, im
Versorgungsausgleich mehr Gestaltungs-

spielriume fiir die Ehegatten zu schaffen.”

20 Grundlegend: BVerfG FamRZ 2001,343; BGH, FamRZ 2008, 2011; FamRZ 2005, 185; FamRZ 2004, 601

(in standiger Rechtsprechung).
21 BGH, FamRZ 2005, 185.
22 BT-Drucks. 16/10144,S.52 f.

23 Vgl. OLG Hamm, Beschluss vom 2.6.2014 — 11 UF 71/14, in juris
24 Vgl.BGH, FamRZ 2014, 629; auch OLG Hamm, Beschluss vom 27.3.2014, in juris.
25 BGH, FamRZ 2014, 629, Rn. 21; Borth, FamRZ 2015, 411 Anm. zu OLG Rostock, FamRZ 2015, 410.

26 BT-Drucks. 16/10144, S. 39, 50.
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Nach neuem Recht kénnen die Eheleute
in gréRerem Umfang als bisher Vereinba-
rungen iiber den Versorgungsausgleich
schlieRen. Das liegt nicht zuletzt an der
Abkehr vom Prinzip des Einmalausgleichs.
Durch den Hin- und her Ausgleich ist es
moglich, jede einzelne Versorgung isoliert
zu betrachten und gegebenenfalls mit
anderen Vermoégenswerten zum Ausgleich
zu bringen.” Erleichtert wird dies durch
die Verpflichtung der Versorgungstriger,
jedes auszugleichende Anrecht immer
(auch) als Kapitalwert, sog. , korrespondie-
render” Kapitalwert, anzugeben (§§ 5 Abs.
3, 47 VersAuglG). Auf diese Weise kann
der Wert eines Versorgungsanrechts mit
dem Wert anderer Vermogensgegenstdnde
verglichen werden.

Beispiel:

Die Eheleute sind Miteigentiimer des von
ihnen bewohnten Einfamilienhauses je-
weils zur Halfte. Das Haus hat einen Wert
von 250.000 Euro. Die Ehefrau ist wegen
der beiden Kinder halbschichtig als an-
gestellte Lehrerin tdtig, sie kann in einem
Jahr eine vollschichtige Stelle erhalten.

Beide Eheleute haben in der gesetzlichen
Rentenversicherung Anwartschaften er-
worben, bei denen der Ehemann in Hohe
von 350 Euro (Kapitalwert 39.536 Euro)
ausgleichspflichtig ist. Dartiber hinaus
hat der Ehemann noch eine betriebliche
Altersversorgung mit einem Kapitalwert
in Hohe von 80.000 Euro.

Der Ehemann schldgt vor, den Versor-
gungsausgleich auszuschlieBen und

zum Ausgleich der Ehefrau, die mit den
gemeinsamen Kindern im Haus bleiben
mochte, seinen Hausanteil zu Gbertragen.
Eine solche Vereinbarung ware nach
geltendem Recht problemlos méglich.

Sinnvoll kdnnen auch Vereinbarungen
die Eheleute sein, die einer starken Zer-
splitterung der verschiedenen Versor-
gungsanwartschaften entgegenwirken
und damit auch Teilungsverluste (zum
Beispiel durch Teilungskosten) vermeiden.

Beispiel:

Beide Eheleute sind Beamte des Landes
Schleswig-Holstein. Das ehezeitliche
Pensionsanrecht der Ehefrau belduft sich
auf monatlich 1.626 Euro. Dem steht
aufseiten des Ehemannes ein ehezeitlich
erworbenes beamtenrechtliches Versor-
gungsanrecht von monatlich 2.172 Euro
gegendiber.

Da das Land Berlin keine interne Teilung
vorsieht (vgl. hierzu § 16 VersAusglG),
musste das Familiengericht beim Versor-
gungsausgleich im Wege der externen
Teilung fiir den Ehemann ein Anrecht von
(1626 / 2 =) 813 Euro und ein Anrecht
von (2172 / 2 =) 1.086 Euro fir die Ehefrau
bei der Deutschen Rentenversicherung
Bund begriinden.

Die Eheleute schlieBen einen notariellen
Vergleich. Darin vereinbaren Sie, dass
nur noch Versorgungsanrechte des Ehe-
mannes von 546 Euro (also die Differenz
von (2172 Euro-1626 Euro) in den Ver-
sorgungsausgleich fallen sollen.

Der BGH (FamRZ 2014, 1179) hat diese
Verfahrensweise gebilligt. Das Amts-
gericht durfte entsprechend der Ver-
einbarung der Eheleute den Versorgungs-
ausgleich in der Weise durchfiihren, dass
es nur fur die Ehefrau auf einem Ver-
sicherungskonto der Deutschen Renten-
versicherung Bund ein gesetzliches
Rentenanrecht in Hohe von 273 Euro
begriindet hat.

27 HauR/Buhrer, a.a.0, Rn. 260.
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Es gibt weitere Fallgestaltungen, bei denen
eine Vereinbarung zum Versorgungsaus-
gleich sinnvoll erscheinen kénnte. Erfiillt
zum Beispiel einer der Ehegatten die
Voraussetzungen fiir den Bezug einer Er-
werbsminderungsrente, sollte man priifen,
ob die Anwartschaften des betreffenden
Gatten in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung ,geschont und anders ausge-
glichen werden kénnen. Die Liste sinnvoll
erscheinender Gestaltungsmoglichkeiten
lasst sich unschwer erweitern.

Die Bereitschaft zum Abschluss von
Vereinbarungen zum Versorgungsaus-
gleich wird in der Praxis unterschiedlich
eingeschitzt. Ich habe mich im Kreis
fritherer Kollegen umgehort: Die einen
berichten von allenfalls wenigen Vereinba-
rungen (,vielleicht alle zwei Wochen
einmal®). Andere erkldren, von der Mog-
lichkeit, den Versorgungsausgleich in
Teilen auszuschlieRen und anders zu regeln,
werde ,heftig” Gebrauch gemacht. Es
gibt Anwilte, die den Ausschluss des Ver-
sorgungsausgleichs nur bei wirtschaftlich
gleich starken Partnern verantworten
wollen und andere Anwdlte, die Ideen
zum Versorgungsausgleich entwickeln
und sich fragen, ob diese umsetzbar und
wirtschaftlich verntinftig sind oder in der
einen oder anderen Weise gefdhrlich
fiir den Mandanten sein kénnen (z.B. was
die Sicherheit der Altersvorsorge angeht
oder die spéiter anfallende Kosten wie
Steuern, Beitrdge zur Krankenversicherung
etc.).

3.4 Voraussetzung fiir die Nutzung von
Gestaltungsspielraumen: Wissen

Im Ergebnis mochte ich feststellen, dass
man die erweiterte Moglichkeit zum (teil-
weisen) Verzicht auf den Versorgungsaus-
gleich nicht ohne weiteres als zu riskant
ablehnen kann. Nicht jeder Ehegatte wird
mit jedem Verzicht auf den Versorgungs-
ausgleich ,iiber den Tisch gezogen“.

Aber die Frage, ob der Versorgungs-
ausgleich schlicht durchgefiihrt oder aber
eine ,intelligente“ Vereinbarung zum
Versorgungsausgleich geschlossen werden
sollte, setzt in jedem Fall ein profundes
»(Fach)wissen* aller Beteiligten voraus.
Insbesondere die Eheleute miissen ihre
konkrete Versorgungssituation kennen
und die Auswirkungen von Verschiebung
in diesem Bereich der Altersvorsorge ab-
schidtzen konnen.

Ich komme daher zum letzten Punkt.
Altersvorsorge und Versorgungsausgleich
sind ,,sperrige Themen®. Es stellt sich
deshalb das Problem, mit welchen Mog-
lichkeiten auf3erhalb einer anwaltlichen
Beratung man in diesen Bereichen den
Betroffenen Kenntnisse vermitteln und
ihren Informationsstand verbessern kann.

— Sollte die Beratung von Eheleuten
verbessert und ergdnzt werden, etwa
durch die Schaffung von eigens auf
Altersvorsorge und den Versorgungs-
ausgleich spezialisierten Beratungs-
stellen? Gibt es bereits den ,,Versor-
gungsausgleichsberater” — wie es die
Rentenberater, die Steuerberater gibt?

Auch zu diesen Fragen mochte ich eine
Diskussion anregen und nach den Erfah-
rungen der hiesigen Teilnehmer und Teil-
nehmerinnen in diesem Bereich fragen.

Ich danke fiirs Zuhoren.
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Sigrid Andersen

Die Volljuristin, MLE, ist wis-
senschaftliche Referentin beim
VAMV mit dem Schwerpunkt
Kindschafts- und Familienrecht.

Resiimee des Workshop I

Das Anliegen des Workshops war es, die
Bedeutung des Versorgungsausgleichs fiir
die Alterssicherung von Alleinerziehenden
nédher zu betrachten. Mit 58 Prozent sind
laut Monitor Familienforschung Nr. 28

aus dem Jahr 2012 iiber die Hilfte der
Alleinerziehenden vor der Phase des Allein-
erziehens verheiratet. Bei der Scheidung
werden durch den Versorgungsausgleich
simtliche Rentenanspriiche der Ehegatten
hilftig geteilt. So wird sichergestellt, dass
der Ehegatte, der wihrend der Ehe auf-
grund der Kinderbetreuung eine Erwerbs-
pause gemacht oder den Umfang seiner
Erwerbstétigkeit reduziert hat und dadurch
keine oder nur eine geringere Altersvor-
sorge aufbauen konnte, im Alter eine
eigenstdndige Absicherung erhilt. Die An-
rechte auf eine Altersversorgung werden
so als gemeinschaftliche partnerschaftliche
Lebensleistung der Ehegatten angesehen.
Das gilt allerdings nur fiir wihrend der
Ehezeit erworbene Rentenanspriiche.

Angesichts der von der Referentin vor-
getragenen Zahlen zum Gender Pension
Gap kamen die Teilnehmer/innen des
Workshops relativ schnell und geschlossen
zu dem positiven Fazit, dass sich der Ver-
sorgungsausgleich in der Praxis als Instru-
ment der Alterssicherung fiir geschiedene
Alleinerziehende bewdhrt hat: Der Gegen-
iiberstellung des Gender Pension Gap
von geschiedenen Eheleuten (18,8 Prozent)
und des allgemeinem Gender Pension Gap
fiir Mdnner und Frauen (knapp 60 Prozent)
war wenig hinzuzufiigen.

Ehegatten sind aber auch frei in ihrer
Entscheidung, den Versorgungsausgleich
ganz oder teilweise auszuschlieen oder
Vereinbarungen dariiber zu treffen, wie der
Versorgungsausgleich in die Regelung
der ehelichen Vermoégensverhdltnisse ein-
bezogen werden soll.

Debattiert wurde iiber die Frage, ob
diese Moglichkeiten zum Verzicht oder zu
abweichenden Vereinbarungen eine Gefahr
fiir die Alterssicherung von Alleinerziehen-
den darstellen. Hier wurde deutlich, dass

der gerichtliche Schutz durch die gesetzlich
vorgeschriebene Inhalts- und Ausiibungs-
kontrolle nicht ausreichend ist. Faire
Vereinbarungen setzen bei allen Beteilig-
ten ein vertieftes Wissen voraus. Deshalb
erachteten es die Teilnehmer/innen als
wichtig, sich hier sehr gut tiber die Ver-
mogensverhiltnisse zu informieren und
speziell fiir seinen individuellen Fall iiber
die konkreten Auswirkungen auf die Alters-
vorsorge beraten zu lassen. Vorsicht ist
auch beim schuldrechtlichen Versorgungs-
ausgleich geboten, weil dieser als abgeleite-
tes Recht mit dem Tod des Exgatten endet.

Trotz der grundsatzlich positiven
Bilanz des Versorgungsausgleichs als Ins-
trument zur Alterssicherung von Allein-
erziehenden gibt es Schwachstellen. Beim
Regelfall der internen Teilung werden
die Versorgungsanrechte innerhalb eines
Versorgungssystems real geteilt: Hat bei-
spielsweise der Ehemann Versorgungsan-
rechte bei einem bestimmten Versorgungs-
trager, erhdlt die Ehefrau nun in Hoéhe
der Hilfte eigene Anrechte bei diesem,
wiéhrend die Anrechte des Ehemannes um
die Hilfte gekiirzt werden.

In einigen Fillen wird jedoch eine ex-
terne Teilung durchgefiihrt: Das auszuglei-
chende Anrecht, beispielsweise aus einer
betrieblichen Altersversorgung, wird nicht
real geteilt, sondern das Gericht begriindet
ein Anrecht in Hohe des Ausgleichswerts
bei einem anderen Versorgungstrager, in
der Regel bei der Versorgungsausgleichs-
kasse. Mit diesem Ausgleichswert 1ésst sich
jedoch in der Regel keine gleichwertige
Versorgung erzielen, da der Zinssatz fiir die
bilanziellen Riickstellungen einer betrieb-
lichen Altersversorgung in der Regel hoher
liegen als die Marktzinsen, mit denen die
Versorgungsausgleichskasse arbeiten muss.
Deshalb kommt es bei externen Teilungen
oftmals zur Verletzung des Halbteilungs-
grundsatzes zu Lasten des Ausgleichsberech-
tigten. Im Ergebnis ist deshalb festzuhalten,
dass der Korridor fiir externe Teilungen
minimiert werden sollte.
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Fazit

Paradigmenwechsel hin zu mehr Solidaritat

fiirs Alter

Unterm Strich hat die Fachtagung gezeigt:
Das Risiko im Alter in Armut zu leben,
steigt flir Alleinerziehende. Anstatt diesem
entgegenzuwirken, haben die Rentenre-
formen der vergangenen Jahre dazu beige-
tragen, dass sich die Situation weiter ver-
scharft. Sie basieren auf der Annahme, dass
Menschen privat vorsorgen kénnen. Diese
Verlagerung von einer starken gesetzlichen
Rente hin zur privaten Altersvorsorge ist
fiir Alleinerziehende aber meist schlicht zu
teuer. Nur die Hélfte der Alleinerziehenden
hat tiberhaupt eine abgeschlossen. Die
Rente von Alleinerziehenden, die aufgrund
ihres eigenen, oft geringen Erwerbsein-
kommens ohnehin nicht tippig ausfillt,
wird weiter geschmalert.

Wie wichtig familienbezogene Leistun-
gen in der gesetzlichen Rente gerade fiir
Alleinerziehende sind, machte der Vortrag
von Dr. Richard Ochmann (Forschungsinsti-
tut IGES) deutlich. Familienbezogene Leis-
tungen erhohen die wirtschaftliche Stabili-
tdt. Dabei kommt den Kindererziehungs-
zeiten — zwei Jahre fiir Frauen, die vor 1992
Mutter geworden sind, drei Jahre fiir jene,
die nach 1992 Kinder bekommen haben -
die groRte Bedeutung zu. Besonders deut-
lich wird dies, wenn man diese Rentenan-
spriiche ins Verhéltnis zum absoluten
Haushaltseinkommen setzt: Bei Alleiner-
ziehenden machen die Anspriiche aus
Kindererziehungszeiten im Alter einen
doppelt so hohen Anteil am Haushalts-
nettoeinkommen aus als bei verheirateten
Miittern. Das wiederum héingt mit dem ins-
gesamt geringeren Haushaltseinkommen
von Alleinerziehenden zusammen. Wie
Statistiken belegen haben alleinerziehende
Miitter nicht nur deutlich seltener eine
private Altersvorsorge abgeschlossen, sie

wenden auch deutlich weniger Geld als
verheiratete Miitter fiir diese auf. Hinzu
kommt, dass auch der Ehegatte mit seiner
im Schnitt hoheren Rente zum Haushalts-
nettoeinkommen des Paares beitrigt.

Die Rentenexpertin Ulrike Schmalreck
unterstrich in ihren Ausfithrungen zur
eigenstdndigen Alterssicherung von Frauen
den dringenden Handlungsbedarf: Die indi-
viduelle Rente ist ein Spiegel des eigenen
Erwerbsleben. Allgemein sind die Lohn-
diskriminierung von Frauen, die Zunahme
prekdrer Arbeitsverhéltnisse, Phasen von
Arbeitslosigkeit, selbststindige Erwerbs-
tatigkeit und lange Erwerbsunterbrechun-
gen wegen Kindererziehung und Haus-
haltsfithrung frauenspezifische Risikofak-
toren fiir Altersarmut. Bei Alleinerziehen-
den verschéirfen sich diese Faktoren noch.
Ihre klare Schlussfolgerung: Die wirksams-
te Strategie hin zu einer armutsvermeiden-
den Alterssicherung ist, Frauen hochgradig
in den Arbeitsmarkt zu integrieren und
Barrieren abzubauen, die dies verhindern.

Was tun?

Wie konnen die Weichen hin zu einer
eigenstdndigen Existenzsicherung von
Miittern bis ins Alter gestellt werden, ins-
besondere fiir Alleinerziehende? Der
Schliissel fiir eine existenzsichernde Rente
liegt am Arbeitsmarkt. Niedriglohne in
Teilzeit fithren nicht zu einem sicheren
Auskommen im Alter. Der VAMV fordert,
allen Frauen eine eigenstdandige Existenz-
sicherung zu ermoglichen, jetzt und im
Alter: auf dem Arbeitsmarkt, in der Infra-
struktur fiir Familien sowie in der Renten-
absicherung.



Arbeitsmarkt und Vereinbarkeit

Sicherstellen von existenzsichernden
Lohnen

Effektive Antidiskriminierungspolitik:
Entgeltgleichheitsgesetz, transparente
Entgeltverfahren einfithren zur Ver-
hinderung geschlechtsspezifischer
Lohndiskriminierung, grundlegende
Aufwertung von Frauenarbeit, ins-
besondere in den Sozial-, Erziehungs-
und Gesundheitsberufen.
Umwandlung von Minijobs in sozial-
versicherungspflichtige Beschiftigung
ab der ersten Stunde: Minijobs sind
langfTristig eine biographische Sackgasse
Der Ausbau qualifizierter Teilzeitarbeit
ist zu unterstiitzen. In das Teilzeitbe-
fristungsgesetz wird ein Anspruch auf
Riickkehr in Vollzeit festgeschrieben.
In der Erwerbsarbeit sowie im Sozial-
recht ist das Leitbild des Erndhrer-
modells zu iiberwinden. Erwachsene
Biirgerf/innen werden grundsitzlich
als Erwerbstdtige angesehen, die ihren
Lebensunterhalt selbststidndig sichern.
Abschaffung des Ehegattensplittings
sowie der beitragsfreien Mitversicherung
bei Ehegatten in den Krankenkassen
und stattdessen Einfithrung einer Indi-
vidualbesteuerung sowie individueller
sozialer Sicherung.

Schaffung familienfreundlicher Arbeits-
verhiltnisse: flexibilisierte Arbeits-
und Betreuungszeiten, Mitspracherecht
bei Lage der Arbeitszeit und dem
Arbeitsort, Abkehr von Anwesenheits-
und Verfiigungskultur.

zligiger Ausbau ganztigiger, flexibler
und gebiihrenfreier Betreuungs-

und Bildungseinrichtungen von hoher
Qualitédt, auch fiir Schulkinder
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Rente
— Eigenstdndige Absicherung stirken,
denn die Hinterbliebenenvorsorgung
verspricht Ehefrauen eine Absicherung
im Alter, die sie angesichts des sinken-
den Rentenniveaus nicht mehr haben:
— obligatorisches Rentensplitting fiir
Ehepaare priifen

— Versorgungsausgleich fiir Geschie-
dene: Korridor fiir externe Teilung
minimieren
- Kindererziehungszeiten: einheitlich
drei Jahre fiir alle Miitter beriick-
sichtigen, unabhdngig vom Geburtsjahr
des Kindes
— Stdrkung der gesetzlichen Rente
— durch das Stabilisieren des Renten-
niveaus auf mindestens 50 Prozent
des Durchschnittsniveaus

— durch das SchlieRen von Versiche-
rungsliicken: Pflichtversicherung
fiir alle Erwerbsfihigen, also auch
fiir Selbststidndige, Hausfrauen,
Minijober/innen, Arbeitslose, etc.

— durch das Stirken der solidarischen
Finanzierung: Ausbau zu einer Biirger-
versicherung und Aufhebung der
Beitragsbemessungsgrenze: alle zahlen
in die Biirgerversicherung ein, alle
bekommen eine Leistung im Alter, die
allerdings gedeckelt ist. Die Schweiz
kann hier als Vorbild dienen.

Alleinerziehende brauchen eine solidari-
sche Rente, von der sie nach arbeitsreichen
Jahren im Alter gut leben koénnen. Die
Individualisierung der Altersvorsorge fiihrt
Alleinerziehende in die Altersarmut.



Adressen

VAMYV Landesverbande

Baden-Wiirttemberg
Gymnasiumstrafde 43
70174 Stuttgart

Tel. 0711/24 84 71 18
Fax 0711/24 84 71 19

Vorsitzende: Dr. Charlotte Michel-Biegel

vamv-bw@web.de
www.vamv-bw.de

Bayern

Tumblingerstralie 24
80337 Miinchen

Tel. 089/32 21 22 94

Fax 089/32 21 24 08
Vorsitzende: Helene Heine
info@vamv-bayern.de
www.vamv-bayern.de

Berlin

SeelingstraRe 13

14059 Berlin

Tel. 030/85 15 120

Fax 030/85 96 12 14
Vorsitzende: Kirsten Kaiser
vamv-berlin@t-online.de
www.vamv-berlin.de

Brandenburg

Tschirchdamm 35

14772 Brandenburg

Tel. 0338171 89 45

Fax 0338171 89 44
Vorsitzende: Petra Hoppe
kontakt@vamv-brandenburg.de
www.vamv-brandenburg.de

Bremen
Bgm.-Deichmann-Strafie 28,
28217 Bremen

Tel. 0421/38 38 34

Fax 0421/39 66 92 4
Vorsitzende: Vera Klusmann
vamv-hb@arcor.de
vamv-hb.jimdo.com

Hessen

AdalbertstraRRe 15

60486 Frankfurt a.M.

Tel. 069/97 98 18 79

Fax 069/97 98 18 78
Vorsitzende: Petra Raphael
VAMV_hessen@hotmail.com
www.vamv-hessen.de

Niedersachsen

Arndtstrafde 29

49080 Osnabriick

Tel. 0541 /25 58 4

Fax 0541/20 23 885
Vorsitzende: Katrin Schleusner
info@vamv-niedersachsen.de
www.vamv-niedersachsen.de

Nordrhein-Westfalen
Rellinghauser Straf3e 18
45128 Essen

Tel. 0201/82 77 470

Fax 0201/82 77 499
Vorsitzende: Michaela Huth
info@vamv-nrw.de
www.vamv-nrw.de
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Rheinland-Pfalz
Kaiserstrafde 29

55116 Mainz

Tel. 06131/61 66 33/34

Fax 06131/61 66 37
Vorsitzende: Sonja Orantek
info@vamv-rlp.de
www.vamv-rlp.de

Saarland
Gutenbergstrafde 2 A
66117 Saarbriicken

Tel. 0681 /33 446

Fax 0681/37 39 32
Vorsitzende: Ester Nikaes
info@vamv-saar.de
www.vamv-saar.de

Sachsen
Andreas-Schubert-Strafde 33
08468 Reichenbach

Tel. 03765/3759578
Vorsitzende: Saskia Reiml
vamv-sachsen@vamv.org
www.sachsen.vamv.org

Schleswig-Holstein

Kiellinie 275

24106 Kiel

Tel. 0431/55 79 150

Fax 0341/51 92 013
Vorsitzende: Angela Jagenow
vamv-sh@gmx.de
www.vamv-sh.de

Thiiringen
Zschochernstralle 35

07545 Gera

Tel. 0365/55 19 674

Fax 0365/55 19 676
Vorsitzende: Viola Schirneck

VAMV.Thueringen@t-online.de

www.vamyv-gera de
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Verband alleinerziehender Miitter und Vater,
Bundesverband e.V. (VAMV)

Hasenheide 70

10967 Berlin

Telefon: (030) 69 59 78 6

Fax: (030) 69 59 78 77

E-Mail: kontakt@vamv.de

Internet: www.vamv.de
www.die-alleinerziehenden.de
www.facebook.com/VAMV.Bundesverband



	Vorwort
	Programm
	Grußwort – Elke Ferner
	Grußwort – Stephan Kolling
	Vortrag – Arbeit ohne Rente? Familienarbeit in derAlterssicherung von Alleinerziehenden
	Vortrag – Wegweiser aus der Krise – wo geht es zureigenständigen Alterssicherung von Frauen?
	Workshop I – Die Schweizer Mindestrenten –Wirksames Instrument gegen Altersarmut?
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